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dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

nun hat der „irrsinn höchstrichterlichen segen“, betitelte 

eine führende deutsche tageszeitung ende februar einen

bericht über das fahrverbots-urteil des bundesverwaltungs-

gerichts. danach sind fahrverbote in städten heute schon

zulässig, wenn sonst kein anderes Mittel hilft, örtlich die

stickoxid-belastung zu reduzieren. 

seit einem Jahr befindet sich deutschland in der noX-

Hysterie. Vor zehn Jahren war es der feinstaub, noch weiter

zurück der dieselruß. Jedes Mal erhob sich der ruf nach 

drastischen Maßnahmen. Klar ist: abgase, die Mensch und

natur schädigen, haben in der luft nichts zu suchen. aber

erfolgreich bei der schadstoff-reduzierung waren letztlich

nicht Hauruck-Maßnahmen, sondern kluge absenkung 

der grenzwerte über Jahre hinweg mit ausreichender 

Übergangsfrist. auf diese Weise haben wir es fertiggebracht,

dass die luft heute in den städten um ein Vielfaches 

sauberer ist als vor 20, 30 Jahren.

dass die anspruchsvollen stickoxid-grenzwerte mancherorts

nicht eingehalten werden, weil die automobilindustrie ihre

dieselmotoren manipuliert hat, ist inakzeptabel. schamlos

wurden ausnahmeregelungen bei der abgasreinigung 

ausgenutzt - unter bewusster täuschung der autofahrenden. 

dass jetzt städte und gemeinden das schadstoff-Problem

mit Verboten lösen sollen, geht gar nicht. zum einen, weil es

kaum etwas nützen würde. beträfen die fahrverbote mit

rücksicht auf das funktionieren des Verkehrs nur einzelne

straßen, würde der strom schadstoffproduzierender autos

nur verlagert. Wären die fahrverbote großflächig, bräche der

Verkehr zusammen - mit unabsehbaren folgen für die 

Wirtschaft oder das gesundheitswesen. dies können 

Kommunen, die dem gemeinwohl verpflichtet sind, niemals

zulassen.

zum anderen, weil schadstoffe an der Quelle bekämpft 

werden müssen - und das sind die dieselmotoren. die 

technik zur abgasreinigung ist längst vorhanden. Jetzt ist es

sache der automobilindustrie, diese in die als ach so sauber

angepriesenen autos einzubauen. und wenn die 

unternehmen sich zieren, muss die neue bundesregierung

finanziell in die bresche springen. 

letztlich ist das thema luftschadstoffe nur ein 

nebenschauplatz. der derzeitige individualverkehr stößt 

an seine grenzen. stau ist dauerzustand, für neue straßen 

vielerorts kein Platz. Was wir brauchen, ist eine neue art 

des Verkehrs - umweltschonend, platzsparend und dennoch

schnell und sicher. nur fahrrad, bus und bahn können es

richten - wenn man ihnen den stellenwert einräumt, den sie

verdienen.

Verbessern statt verbieten

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen
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Zum Umgang mit
textilem Kulturgut in
Kirchen
Leitfaden des LVR-Amtes für Denkmalpfle-
ge im Rheinland, v. Gisela Hauck mit einem
Exkurs von Norbert Engels, 21 x 21 cm, 
48 S., im Internet herunterzuladen unter
www.denkmalpflege.lvr.de 

die erfassung und erforschung textilen Kulturgutes in Kirchen - die
so genannten Paramente - sowie deren konservatorische und restau-
ratorische betreuung gehört zu den weniger bekannten aufgaben
der denkmalpflege. der leitfaden liefert informationen und Hilfe-
stellung zum sachgemäßen umgang mit Paramenten, zu ihrer auf-
bewahrung und Pflege sowie zur inventarisierung. er richtet sich vor
allem an kirchliche Mitarbeitende und zeigt angesichts des allgemei-
nen sparzwangs leicht umsetzbare, alltagstaugliche lösungen.

Handlungsziele für Stadtgrün und deren
empirische Evidenz
Indikatoren, Kenn- und Orientierungswerte,
hrsg. v. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung (BBR), BBSR-Sonder-
veröffentlichung Januar 2018, DIN A 4, 143 S.,
im Internet herunterzuladen unter www. bbsr.
bund.de

stadtgrün gehört zu einer lebenswerten, ge-
sunden und biologisch vielfältigen stadt und
ist teil kommunaler grundversorgung. in
dem forschungsbericht werden 20 indikatoren, Kennzahlen und orien-
tierungswerte zur sicherung von stadtgrün beschrieben. darüber hi-
naus sind grünplanung und grünindikatoren von elf Pilotstädten als
steckbrief dokumentiert. auch ein Verfahren zum grünmonitoring per
fernerkundung ist am beispiel der stadt Wien dargestellt. der bericht
bietet anregungen, mit denen Kommunalverwaltungen die Handlungs-
ziele und indikatoren individuell anpassen sowie verbindlich und über-
prüfbar machen können.

Medienkompetenz-
Rahmen NRW
Hrsg. v. der Medienberatung NRW, 24 S., 
20 x 20 cm, im Internet herunterzuladen
unter www.medienberatung.
schulministerium.nrw.de 

der Medienkompetenzrahmen Me-
dienpass nrW wurde im oktober 2017
aktualisiert. in der broschüre werden die wichtigsten Änderungen 
erläutert. dazu gehören die ausweitung von fünf auf sechs Kompe-
tenzbereiche sowie der umstand, dass es nur noch einen einzigen rah-
men für alle stufen gibt. die differenzierung, abhängig von schulform
und altersstufe, erfolgt künftig durch die Komplexität der jeweiligen
unterrichtsbeispiele zu den einzelnen teilkompetenzen. Weiterfüh-
rende schulen, die auf basis des Medienkompetenzrahmens nrW ihr
Medienkonzept erstellen, müssen somit nur noch ein raster auf alle
fächer oder fachgruppen anwenden.

Bücher  32                                                                Europa-News 36     
Titelbild: Schloss Liedberg / Foto: Stadt Korschenbroich
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Mehr unter Dreijährige in Kitas oder 
bei Tagesmüttern
immer mehr eltern in nordrhein-Westfalen bringen ihre Kinder un-
ter drei Jahren in Kindertagesstätten oder zu tagesmüttern. Wie das
statistische landesamt information und technik nrW mitteilte, sind
im März 2017 in nrW knapp 132.200 Kinder aus der altersgruppe
betreut worden. das seien gut 9.400 Kinder mehr als ein Jahr zuvor.
die betreuungsquote bei unter dreijährigen sei von 25,7 auf 26,3
Prozent gestiegen. den angaben zufolge gingen bei den zweijähri-
gen bereits mehr als die Hälfte des Jahrgangs in einrichtungen oder
zu tagesmüttern. dagegen würden Kinder unter einem Jahr fast 
immer zu Hause betreut. 

Zentrale Ausländerbehörde für 
Regierungsbezirk Münster
die zentrale ausländerbehörde (zab) für den regierungsbezirk Müns-
ter kommt nach Coesfeld. ausschlaggebend für coesfeld sei die zen-
trale lage im regierungsbezirk Münster gewesen, teilte nrW-
integrationsminister Joachim stamp mit. Mit dem aufbau der be-
hörde werde in Kürze begonnen. Mit rund 80 Mitarbeitenden soll sie
die kommunalen ausländerbehörden unterstützen. bisher gibt es zen-
trale ausländerbehörden in Köln, bielefeld und unna. das land nrW
will in allen fünf nrW-regierungsbezirken zentrale behörden einrich-
ten. sie sollen die Kommunen etwa bei der rückführung von abge-
lehnten asylbewerber(inne)n unterstützen.

Erstmals mehr als 50 Mio. 
Übernachtungen in NRW

nordrhein-Westfalen wird als reiseland immer beliebter, wie aus
den daten des statistischen landesamtes information und technik
nrW hervorgeht. insgesamt hat der nrW-tourismus 2017 mit 51,5
Mio. Übernachtungen in Hotels und Pensionen das achte rekordjahr
in folge erzielt. im Vergleich zu 2016 legte die anzahl der Übernach-
tungen um fast vier Prozent zu. auch die anzahl der besucher/innen
in nrW stieg 2017 auf knapp 23,3 Mio. und damit 5,1 Prozent mehr
als im Jahr davor. im bundesländervergleich liegt nrW bei den gäs-
tezahlen auf Platz zwei hinter bayern, bei den Übernachtungszahlen
hinter bayern und baden-Württemberg.

Projekt „Campus Gesundheitswirtschaft “

die stadt Lünen könnte bald Hochschulstandort werden. die private
dresden international university beabsichtigt, dort eine zweigstelle
einzurichten. geplant sind bachelor- und Master-studiengänge sowie
Qualifizierung von Pflegekräften und Physiotherapeut(inn)en. Hinzu-
kommen könnten auch forschungsaufträge externer anbieter von ge-
sundheitsleistungen. das Hochschul-Projekt trägt den titel „campus
gesundheitswirtschaft lünen“ und soll bereits im Herbst 2018 realität
werden, sofern sich ausreichend studierende bewerben. die lehrver-
anstaltungen sollen zunächst im Verwaltungsgebäude des früheren
schlachthofs stattfinden, später in seminargebäuden, die auf dem
areal neu entstehen.

                                                                  E  Gericht in Kürze  37
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ünf unesco-Weltkulturerbestätten mit dem 
aachener dom, dem Kölner dom, dem Karolin-

gischen Westwerk mit der civitas corvey in Höxter,
den schlössern augustusburg und falkenlust in
brühl und dem industriekomplex zollverein in es-
sen, ein nationales naturmonument mit den
„bruchhauser steinen“ im Hochsauerland und mit
dem Hermannsdenkmal in detmold sowie dem Kai-
ser-Wilhelm-denkmal in Porta Westfalica zwei von
sieben nationalen Monumenten in unserem land:
nordrhein-Westfalen ist reich an denkmälern, ist
reich an einem historisch-kulturellen erbe, das uns
als land genauso wie die gemeinden und gemein-
deverbände verpflichtet. 
neben diesen groß-denkmälern haben wir in den
denkmallisten der nordrhein-westfälischen städte
und gemeinden in der zwischenzeit über 82.000
bau- und mehr als 6.400 bodendenkmäler verzeich-
net. dabei stehen rund 78 % aller baudenkmäler im

Die neuausrichtung der Denkmalpflege und Denkmalförderung 
in nordrhein-Westfalen 

F

Denkmäler sind Heimat

Privateigentum. alle diese denkmäler zuzüglich der
immateriellen Kulturerben zeugen von der vielfälti-
gen entwicklung und der Historie in den städten
und gemeinden, in den regionen und stehen damit
auch für das heutige nordrhein-Westfalen und für
unsere reichhaltigen beziehungen zu unseren euro-
päischen nachbarn. denn: gerade im grenzraum
gibt es eine gemeinsame Historie, durchaus wech-
selvoll und doch seit mehr als 70 Jahren geprägt von
frieden und freiheit auf dem europäischen Konti-
nent, die sich zu einem gemeinsamen historisch-
kulturellen erbe entwickelt. 
die erhaltung und Pflege des so reichhaltigen schat-
zes des historisch-kulturellen erbes in unseren lan-
desteilen bedeutet die (unsichtbaren) Wurzeln und
damit auch die ausprägungen (regionaltypischer)
identitäten zu bewahren und diese für gegenwart
und zukunft erfahrbar zu gestalten. die seit 2017
amtierende cdu-/fdP-geführte landesregierung
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Ina Scharrenbach ist 
Ministerin für Heimat,
Kommunales, bau 
und gleichstellung 
des landes nordrhein-
Westfalen

DIE AUTORIN

Das ehemalige 
Benediktinerkloster

Corvey mit dem 
karolingischen

Westwerk in 
Höxter gehört seit

Juni 2014 zu den
UNESCO-Weltkultur-

erbestätten 
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hat als eine der ersten Maßnahmen die finanzmit-
tel für den denkmalschutz im landeshaushalt 2018
wieder auf rund 12 Millionen euro angehoben. dies
ist unser - und ein - bekenntnis zum historisch-kul-
turellen erbe der bürgerinnen und bürger in nord-
rhein-Westfalen. 
daneben stellt die landesregierung für baulastver-
pflichtungen gemäß artikel 21 der landesverfassung
nordrhein-Westfalen für im eigentum verschiede-
ner Kirchengemeinden stehender denkmäler sowie
für sonderliegenschaften des landes zusätzliche fi-
nanzmittel zu deren unterhaltung zur Verfügung. 
denkmalgeschützte bauten und bodendenkmäler
sind ein bedeutsamer teil unserer identität, sie sind
teil unserer Heimat. 
Wenn aus einem „denkmal“ ein „denk-mal“ wird, …
dann sind in allen landesteilen zahlreiche ehren-
amtliche frauen und Männer in Heimat- und
brauchtumsvereinen zusammen mit stadtmuseum,
Kommunalverwaltungen und stadträten und Kreis-
tagen aktiv engagiert und machen denkmäler, His-
torie und traditionen für Jung und alt erlebbar. 
dabei erleben wir immer häufiger, dass heute be-
stehende anforderungen an den denkmalschutz

Der Abschnittswall 
Bilstein ist eines von rund
6.400 Bodendenkmälern 
in Nordrhein-Westfalen

bzw. zum teil deren auslegung in Konflikt zu einer 
modernen nutzung und erlebbarkeit gestellt werden:
dabei stehen fragen von barrierearmut bzw. barriere-
freiheit von denkmälern genauso im fokus wie der
mögliche einsatz erneuerbarer energien. darüber hi-
naus gehen zum teil vor ort die Wahrnehmungen über
den denkmalwert möglicher neuer unterschutzstel-
lungen für das historisch-kulturelle erbe im Vergleich
zu städtebaulichen erforderlichkeiten weit auseinan-
der und führen nicht selten zu nahezu unauflöslichen
Konflikten in einer stadtgesellschaft. 
denkmalschutz bedeutet nicht, dass denkmäler un-
verändert konserviert werden. das muss allen klar
sein, die in der denkmalpflege arbeiten, die sich hier
in ihrer freizeit engagieren oder ihr geld investieren.
auch denkmalgeschützte gebäude müssen an die
heutigen bedürfnisse ihrer bewohner und nutzer an-
gepasst werden. denkmäler dürfen nicht musealisiert
werden. die geschichte dieser objekte endet nicht
mit ihrer eintragung in die denkmalliste, sondern sie
geht weiter. Wenn neue nutzungen vorgesehen sind
oder wenn der eigentümer wechselt, dann müssen
alle beteiligten bereit sein, einander entgegen zu
kommen. 
eine weitere frage, die uns beschäftigt, ist die struk-
tur der institutionellen denkmalpflege: ist der be-
hördenaufbau noch zeitgemäß? erfüllt er seinen
zweck, sowohl denkmäler zu erhalten und zu pfle-
gen, als auch die denkmaleigentümer zu beraten
und zu unterstützen? 
Wir stehen also im denkmalschutz vor einigen an-
spruchsvollen aufgaben. unser ziel ist es, unser bau-
liches und archäologisches erbe dauerhaft zu erhal-
ten und zu sichern. dazu wollen wir gemeinsam mit
den städten und gemeinden lösungen erarbeiten.
die erhöhung der denkmalförderung ist dabei nur
ein erster schritt. ◼

Die Denkmäler der Kunst, der geschichte und
der Kultur, die Landschaft und naturdenkmale

stehen unter dem Schutz des Landes, der gemeinden
und gemeindeverbände
Artikel 18 der Landesverfassung Nordrhein-Westfalen 

NRW-DENKMÄLER VOM 
VERFALL BEDROHT
In NRW drohen immer mehr Denkmäler zu verfallen, weil
viele Eigentümer/innen die Mittel für die Instandhaltung
nicht aufbringen können. Laut Heimatministerium wollen
vor allem private Immobilienbesitzer/innen keine lang-
fristigen finanziellen Bindungen eingehen und Förder-
kredite in Anspruch nehmen. So wurde ein Darlehenspro-
gramm der NRW-Bank für selbst genutztes Wohneigen-
tum zuletzt kaum mehr genutzt. Von jährlich verfügbaren
20 Mio. Euro flossen den Angaben zufolge 2016 nur 0,9
Mio. Euro für 41 Projekte ab. Auch beim Kreditprogramm
für private, kirchliche und kommunale Maßnahmen der
Baudenkmalpflege seien von den verfügbaren 50 Mio.
Euro lediglich 22 Mio. Euro genutzt worden. Den Grund
sehen Ministerium und Rheinischer Verein für Denkmal-
pflege und Landschaftsschutz in der Umstellung der För-
derpolitik von Zuschüssen auf Kredite durch die alte
NRW-Landesregierung im Jahr 2014. Neben den Darle-
hen soll es deshalb nach dem Willen der neuen Landes-
regierung wieder mehr Förderung geben.
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Alt und neu: In Zülpich wurde das Stadttor instandgesetzt zusammen mit einem Wohnhaus, das nun für Kunst, Tagung und Handel genutzt wird
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historische stadt- und ortskerne in nord-
rhein-Westfalen mit weitgehend erhaltenen

historischen zentren und bemerkenswerter histori-
scher bausubstanz sind Mitglied in der arbeitsge-
meinschaft Historische stadt- und ortskerne nord-
rhein-Westfalen. die Mitglieder haben sich freiwillig
verpflichtet, ihr baukulturelles erbe zu erhalten, zu
bewahren und im sinne einer behutsamen stadter-
neuerung weiterzuentwickeln. 
die arbeitsgemeinschaft ist als interkommunaler
Verbund ein wichtiger Kompetenzträger der denk-
malpflege und der erhaltenden stadterneuerung. sie
versammelt unter ihrem dach echte „Überzeugungs-
täter“ aller fachdisziplinen. die arbeitsgemeinschaft
ist eine Plattform der interkommunalen zusammen-

Die arbeitsgemeinschaft historische Stadt- und 
Ortskerne in nrW versteht sich auch als akteur der 
Denkmalpflege und hat dafür ein „Zukunftsprogramm
2030“ mit fünf handlungsfeldern entwickelt 

Integrierte Entwicklung im 
Denkmalbestand

arbeit und des interdisziplinären dialogs. denn trotz
individueller Herausforderungen in den Mitgliedstäd-
ten gilt es, viele Probleme gemeinsam zu lösen -
schon seit 1987, aber auch in zukunft. 
Mit der abkehr von der flächensanierung der 1970er-
Jahre und dem allgemein einsetzenden strukturwan-
del hin zu einer bestandsorientierten und behutsa-
men stadterneuerung öffnete sich der blick auf das
baukulturelle erbe im flächenland nordrhein-West-
falen. der städtebauliche denkmalschutz, das 1985
veröffentlichte Programm zur erhaltung und erneue-
rung von historischen stadtkernen in nrW, bot die
notwendige Klammer, um die anstehenden komple-
xen erhaltungs- und sanierungsaufgaben in angriff
zu nehmen. 

Schutz - Pflege - Erforschung Jede Mitgliedstadt
weist eine Vielzahl herausragender zeugnisse indivi-
dueller stadt- und Kulturgeschichte auf, zu deren
schutz und Pflege bereits zu beginn der ag-zusam-
menarbeit konkrete Maßnahmenschwerpunkte und
zielsetzungen formuliert wurden. schon vor 30 Jah-

passt gut
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ren ging es nicht nur um den schutz und die Pflege
mit den instrumenten des denkmalschutzes und der
denkmalpflege. es ging auch um wissenschaftliche
erforschung von denkmälern und eine sinnvolle, die
nutzungsart und nutzungsdauer unterstützende in-
wertsetzung, darüber hinaus auch um belebung des
Handels, stärkung der Wohnfunktion und konse-
quente Kanalisierung des Verkehrs. 
dies geschah stets mit einem individuellen blick auf
einzelgebäude, ensemble und Quartier. auf dieser
grundlage sowie im interkommunalen und interdis-
ziplinären austausch identifizieren die Vertreter/in-
nen der städte immer wieder neue themen und He-
rausforderungen mit dem ziel, diese mit tiefgang zu
bearbeiten und tragfähige sowie passgenaue lösun-
gen zu finden.
für Verantwortliche und entscheidungsträger/innen
einer stadt ist das historische und baukulturelle erbe
oft fluch und segen zugleich. die regelungen zu er-
halt und behutsamer erneuerung sind vielschichtig -
vor allem wenn es darum geht, das städtebauliche
erbe für moderne nutzung weiterzuentwickeln. 

Hohe Ansprüche das „rad der gegenwart“ rotiert
schnell. die bedürfnisse und ansprüche der bürger
und bürgerinnen an ihren lebensmittelpunkt sind
umfangreich. Multifunktional, multioptional, multi-
medial, multikulturell: Was stadt heute können muss,
um lebenswert zu sein, ist eine Herausforderung für
alle. besonders für die his-
torische stadt, wo alle
neuerungen stets Maßar-
beit sind und sein müssen. 
auch die rahmenbedin-
gungen beeinflussen die
entwicklung. in der Mehr-
zahl der historischen stadt-
kerne in nordrhein-West-
falen schrumpft die bevöl-
kerung - sogar in Wachs-

tumsregionen. baukultur und geschichte schützen
nicht vor bevölkerungsverlust und den auswirkungen
fortschreitender alterung. der Handelsort stadt wird
von strukturellen Veränderungen im einzelhandel
und vom online-Handel überrollt. 
Historische zentren sind als zielort für Handel und 
gewerbe von leerstand und Verödung bedroht. brach-
gefallene immobilien wiederum beeinträchtigen das
stadtbild und beschwören die gefahr herauf, dass neu-
bauten nicht mehr einem menschlichen Maß entspre-
chen und die stadtsilhouette stören. die oberthemen
„barrierefreiheit“ und „Klimawandel“ lassen sich in so
genannten normalen städten mit wenigen eingriffen
in die bausubstanz umsetzen. im historischen Kern sind
diese eingriffe von fundamentaler bedeutung. 

Bestandsaufnahme 2016 Mit der Publikation „er-
be im gepäck - zukunft im blick“ veröffentlichte die
arbeitsgemeinschaft 2016 eine umfassende be-
standsaufnahme, wie mithilfe einer integrierten
stadtentwicklung passgenaue lösungen gefunden
werden können zum erhalt der baukulturellen Werte,
zur Qualifizierung öffentlicher räume sowie zur in-
wertsetzung zeitgemäßer Wohnräume und lebens-
mittelpunkte in den historischen stadt- und ortsker-
nen. bestandteil der Publikation waren auch weg-
weisende ansätze zur realisierung zeitgenössischer
architektur in baukulturell wertvollen stadträumen
sowie zur berücksichtigung von aspekten des Klima-

schutzes und der energie-
effizienz, der barrierefrei-
heit und der Mobilität. 
diese bestandsaufnah-
me war anlass und aus-
gangspunkt, um ziele
und themen der zusam-
menarbeit in der arbeits-
gemeinschaft zu disku-
tieren. in einem zwölf-
monatigen dialogprozess
identifizierten Vertreter/

innen der Mitgliedstädte bedeutsame arbeits-
schwerpunkte in den Kommunen und definierten die
Handlungs- sowie themenfelder für zukünftigen dia-
log und erfahrungsaustausch in der arbeitsgemein-
schaft. 
unter dem titel „zukunftsprogramm 2030 - Perspek-
tiven für gebaute geschichte“ wurden fünf zentrale
Handlungsfelder formuliert und als arbeitspro-
gramm einstimmig beschlossen. damit haben die 58
stadt- und ortskerne der arbeitsgemeinschaft ihre
zusammenarbeit bekräftigt und die zielvorgabe einer
kontinuierlichen und qualitätvollen stadtentwick-
lung im denkmalbestand erneuert. 

Caroline Uhlig ist 
Standortleiterin bei 
der complan 
kommunalberatung
GmbH Bielefeld

DIE AUTORINNEN

Ulrike Möring ist  
Mitarbeiterin der 
geschäftsstelle der 
ag Historische stadt- 
und ortskerne in nrW

Ein Renaissance-Ackerbürgerhaus in Rheda-
Wiedenbrück dient nach Sanierung und Erweiterung
als Heimstätte für pflegebedürftige Menschen 

In einem durch die industriellen
Verdichtungsräume geprägten

Land hat die Erneuerung gewachsener
Stadtkerne einen besonderen 
Stellenwert - sie soll dazu beitragen,
das städtebauliche und kulturelle 
Erbe für künftige generationen zu 
erhalten und zu bewahren
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wir „neues wagen - neubau mit anspruch, freiräume
im fokus“ haben. darin liegt ein sensibles Handlungs-
feld zwischen gestaltungssprache von erbe und zu-
kunft, zwischen investoren und eigentümer(inne)n,
Mobilitätsansprüchen und nutzenden-Verhalten, frei-
raumgestaltung und nachverdichtung. 
neues wagen und baugeschichte erhalten: zwischen
alt und neu, zwischen erbe und zukunft, zwischen
denkmal und erneuerung liegt in jedem stadtkern ein
individueller Markenkern. denkmalpflege und stadt-
planung formen, stadtmarketing inszeniert diesen
Kern. dieses Handlungsfeld 4 steht im spannungsfeld
von bewohner/innen- und besucher/innen-interes-
sen, von nutzungsdruck und standortprofilierung -
das ist allen Mitgliedstädten mehr als bewusst. den-
noch sind sich alle einig, dass „die alte stadt als erleb-
nis“ als destination gefördert werden muss. denn da-
mit lassen sich geschichte und geschichten erzählen,
baukulturelles erbe vermitteln und beleben. 

Individuelle Planung seit Jahren steigen die 
erwartungen an und der Handlungsdruck auf die 
historischen stadt- und ortskerne. die aktuellen the-
men der stadtentwicklung - allem voran barrierefrei-
heit, energieeffizienz, Mobilität und digitalisierung -
erfordern individuelles abwägen und Handeln im
historischen Kern. integriert zu planen und strate-
gisch umsichtig zu handeln hat sich für die Mitglied-
städte in jeder Hinsicht bewährt.
somit ist es kein zufall, dass sich die Mitgliedstädte
in Handlungsfeld 5 einer behutsamen und differen-
zierten Herangehensweise an die stadtplanung und
-entwicklung verschrieben haben, die einen respekt-
vollen umgang mit stadtstruktur, historischer bau-
substanz und erhaltenswerten, für die stadtgestal-
tung prägenden elementen erfordert. 
das zukunftsprogramm 2030 ist der sprichwörtliche
rote faden, der die ansprüche und ziele der Mitglied-
städte und der arbeitsgemeinschaft auf den Punkt
bringt. es ist ein Handlungsleitfaden - heute und in
zukunft -, um mit fleiß, Mut und liebe zum detail die
entscheidenden Voraussetzungen für zukunftsfähige
lebensmittelpunkte zu schaffen. 
Historische orte als zukunftsorte zu erhalten und zu
gestalten, um die besonderen Qualitäten des bauli-
chen, geistigen und kulturellen erbes im lebendigen
bewusstsein der bürger/innen und besucher/innen
zu verankern und damit identität sowie Wertschät-
zung zu generieren - das ist für die Mitgliedstädte
der arbeitsgemeinschaft aktiv verstandene denk-
malpflege. ◼

Fünf Handlungsfelder die fünf Handlungsfelder
verdeutlichen die ansprüche der gegenwart und zu-
kunft. als zentrales Handlungsfeld 1 ist „gebaute ge-
schichte - erkennen, sichern, und vermitteln“ das be-
kenntnis und die Vergewisserung, dass der bestand
an gebäuden ausgangspunkt weiterer erneuerung
sein muss. die denkmalgeschützten und denkmal-
werten zeitzeugen aus stein, lehm, Holz und schie-
fer, solitär oder als ensemble, stehen mitsamt ihrer
umgebung an nummer eins der auseinandersetzung
und betrachtung. 
sie sind es, die Profil geben und identität stiften, und
sie erzeugen die „altstadtlust - wohnen, arbeiten und
leben im Kern“, das Handlungsfeld 2. unbestritten
aus der kommunalen Praxis heraus formuliert ist der
Wille zur Qualifizierung und stabilisierung funktio-
naler und lebendiger stadtkerne. denn die histori-
schen stadt- und ortskerne haben nicht nur sub-
stanzvorteile, sie haben auch lagevorteile für alle
lebenswelten, ansprüche und generationen. 
das historische umfeld mit seiner jeweils eigenen at-
mosphäre soll zum Markenzeichen für lebensquali-
tät und ein Heimatgefühl werden, das anderenorts
nicht erlebbar ist. Menschen damit als bewohner/in-
nen zu gewinnen, zum bleiben zu animieren sowie
im besten fall zu aktiven und emotional verbunde-
nen akteur(inn)en der stadt zu machen - das ist ge-
lebte „altstadtlust“. 

Platz für Moderne die Mitgliedstädte verstehen
ihre historischen Kerne als wertvolle und lebendige
siedlungsräume, wissen aber auch, dass zeitzeugnis-
se auch durch zeitschichten entstehen. somit ist es
zu anspruch und selbstverständnis geworden, das
historische stadt- und ortsbild im sinne eines Wei-
terbauens durch zeitgenössische architektur sinnvoll
zu ergänzen. 
dabei gilt es - so die Übereinkunft im Handlungsfeld 3
des zukunftsprogramms 2030 - die vorhandene Qua-
lität des denkmalbestandes weiterzuentwickeln, da-
mit das neue mindestens so gut ist wie das alte, wenn

Das Deutsche Röntgen-
Museum in Remscheid-

Lennep wurde durch einen
modernen Anbau zusätz-

lich zur Tagungsstätte 

Die Arbeitsgemeinschaft Historische Stadt- und Ortskerne in NRW
wurde 1987 unter der Schirmherrschaft des Landes NRW gegründet.

Sie besteht derzeit aus 58 Mitgliedsstädten. Die Publikation „Erbe im
Gepäck - Zukunft im Blick“ und „Zukunftsprogramm 2030“ kann 

kostenlos über die Geschäftsstelle der Arbeitsgemeinschaft bezogen
werden (Internet: www.historische-ortskerne-nrw.de ).
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Thomas Backes ist 
Erster Beigeordneter
der Stadt Coesfeld

DER AUTOR

nach anfänglicher Skepsis wird der gestaltungsbeirat
der Stadt Coesfeld als fachliches Diskussionsforum 
akzeptiert, das dazu beiträgt, die Qualität 
innerstädtischen Bauens zu erhöhen 

Ein wichtiges Gremium
auf Expertenebene

eit 2006 ist der gestaltungsbeitrag in coes-
feld ein wichtiges instrument der Qualitäts-

sicherung beim aktuellen baugeschehen in der
innenstadt - einschließlich der entwicklung der
ladenzonen mit den Werbeanlagen in den zen-
tralen einkaufsbereichen. seine arbeit ist heute
für rat und Verwaltung aus diesem Prozess
nicht mehr wegzudenken. auch in der architek-
tenschaft und bei den bauherren erfährt der
gestaltungsbeirat inzwischen ein hohes Maß
an akzeptanz. 
dabei wurde die einrichtung eines solchen in-
struments zunächst in der Verwaltung und
manchen ratsfraktionen kritisch gesehen.
2004 hatte die sPd-fraktion im rat der stadt
coesfeld den antrag gestellt, einen gestal-

In Coesfeld wird der Gestaltungsbeirat bei wichtigen städtebaulichen Projekten wie der Gestaltung des Marktplatzes grundsätzlich einbezogen
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tungsbeirat einzurichten. der rat beschloss zu-
nächst, diesen Punkt mit in die Überarbeitung der
gestaltungssatzung und die erstellung einer gestal-
tungsbibel für die innenstadt von coesfeld einzube-
ziehen. die mit der ausarbeitung der gestaltungs-
satzung beauftragten architekten Pesch und
Partner sprachen sich nachdrücklich für die einrich-
tung aus. 
in einer offenen Werkstatt, die zur diskussion der
gestaltungssatzung mit bürgerschaft, Kaufleuten
und Politik eingerichtet worden war, konnten Pro
und Kontra ausführlich diskutiert werden. architekt-
(inn)en und Verwaltung führten zeitverlust und zu-
sätzliche Kosten gegen einen solchen beirat ins feld.
aus dem rat und teilweise aus der bürgerschaft
wurden dagegen als wichtige argumente dafür grö-
ßere transparenz und zusätzliche fachliche experti-
se angeführt. 

Ortsansässig oder extern diskutiert wurde auch,
ob der gestaltungsbeirat auf ortsansässige architekt-
(inn)en zurückgreifen oder ob eine externe besetzung
erfolgen soll. am ende beschloss der rat einstimmig,
einen gestaltungsbeirat zunächst auf zeit einzurich-
ten und insbesondere die auswirkung auf die bau-
vorhaben nach drei Jahren zu überprüfen. 
Von beginn an konnten fünf qualifizierte architekt-
(inn)en, stadtplaner/innen und landschaftsarchi-
tekt(inn)en für die Mitarbeit im gestaltungsbeirat
gewonnen werden. die größe hat sich bewährt. so
ist neben den unterschiedlichen fachlichen blickwin-
keln auch gewährleistet, dass eine inhaltliche diskus-
sion zustande kommt. durch eine rein externe beset-

THEMA DENKMALPFLEGE

zung sind interessenkonflikte von vornherein ausge-
schlossen. 
durch die Qualifikation der beiratsmitglieder ist die
fachliche akzeptanz des gremiums in der architek-
tenschaft inzwischen kein Problem mehr. dabei 
garantiert die ausgewogene Mischung von Profes-
sor(inn)en und praktizierenden architekt(inn)en
Qualität in der beurteilung und Moderation einer-
seits und die grundsätzliche umsetzbarkeit der er-
gebnisse andererseits.

Offene Diskussion dem beirat, der Verwaltung
und dem rat ist es wichtig, dass eine offene diskus-
sion mit architekt(inn)en respektive entwurfsverfas-
senden und bauherren möglich wird. daher tagt der
gestaltungsbeirat nicht öffentlich. Hat ein Projekt er-
hebliche städtebauliche bedeutung, erfolgt die Vor-
lage im zuständigen Planungsausschuss nach bera-

tung im gestaltungsbeirat. das hat den Vorteil, dass
die Planung angepasst und verbessert werden kann,
bevor sie öffentlich diskutiert wird. 
da jedes ratsmitglied die Möglichkeit hat, an den
sitzungen des beirates teilzunehmen und die argu-
mente von bauherrn, architekt/in, Verwaltung so-
wie Mitgliedern des beirates aufzunehmen, ohne
stellung beziehen zu müssen, ist für eine im einzel-
fall erforderliche politische entscheidung eine um-
fassende aufarbeitung des sachverhaltes gewähr-
leistet. 
inzwischen hat der rat das aufgabenspektrum des
gestaltungsbeirates über seine Kernaufgabe hinaus,
über abweichung und befreiung von festsetzungen
der gestaltungssatzung zu entscheiden, erheblich
erweitert. so soll der gestaltungsbeirat grundsätz-
lich bei allen bauvorhaben in der innenstadt beteiligt
werden. der rat hat dem geschäftsführer des ge-
staltungsbeirates - der fachbereichsleiter Planung
und bauordnung der stadt coesfeld - die Möglichkeit

Bei Neubau wird darauf 
geachtet, dass sich 
die Häuser gut in die 
Umgebung einfügen

Bei der Umgestaltung des
Schlossparks im Rahmen
der REGIONALE 2016 hat

der Gestaltungsbeirat wich-
tige Impulse gesetzt
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Akzeptanz. Dies gilt insbesondere für Planungsaus-
schuss und Rat der Stadt Coesfeld, die den Beratungs-
ergebnissen bei der Entscheidung große Bedeutung
beimessen. Ist im Einzelfall eine politische Entschei-
dung erforderlich, kann diese sachbezogen vor dem
Hintergrund eines ausführlichen und umfassenden
Diskussionsprozesses getroffen werden. 
Für die Verwaltung hat der Gestaltungsbeirat eine
Veränderung in der Rolle gegenüber Bauherren und
Architekt(inn)en gebracht. Die Verwaltung wird viel
stärker moderierend und beratend tätig, als dies vor
Einführung des Gestaltungsbeirats möglich war. 
Da die Qualität von Gebäuden, Werbeanlagen und öf-
fentlichem Raum eine Stadt über einen extrem langen
Zeitraum prägt, sind die zusätzlichen Finanz- und Zeit-
ressourcen, die ohne Zweifel für die Arbeit des Gestal-
tungsbeirates aufgewendet werden müssen, gut in-
vestiertes Geld. Auch hat die fachlich gute inzwischen
geübte Zusammenarbeit zwischen allen Akteuren 
dazu geführt, dass Detailabstimmungen mit den 
Beiratsmitgliedern zu einem laufenden Projekt auch
per Mail möglich sind und sich so die Mehraufwen-
dungen für Architekt und Bauherr bei guter Koopera-
tion im vertretbaren Rahmen halten lassen. 
Viele Architekt(inn)en nehmen inzwischen die Mög-
lichkeit wahr, frühzeitig bei Beginn der Planungen in
eine Diskussion mit dem Gestaltungsbeirat einzutre-
ten. Eine ganze Reihe Planungen konnte daher inzwi-
schen durch Austausch einer ersten Skizze zum Bau-
antrag erfolgreich gemeinsam entwickelt werden.   ◼

gegeben, auch sonstige Vorhaben im Stadtgebiet
dem Gestaltungsbeirat vorzulegen. 

Als Vermittler unabhängig Auch der Rat kann
im Einzelfall beschließen, bedeutsame Vorhaben 
im Gestaltungsbeirat beraten zu lassen. Architekt-
(inn)en und Bauherren haben die Möglichkeit, den Ge-
staltungsbeirat einzuschalten, wenn die Verwaltung
ein Vorhaben aus gestalterischen Gründen ablehnt. 
Ausgenommen von der Tätigkeit des Gestaltungsbei-
rates sind Planungen, die aus prämierten Wettbe-
werbsbeiträgen hervorgehen. Andererseits wird der
Gestaltungsbeirat in die Auslobung entsprechender
Planverfahren wie Wettbewerbe, Workshops oder
Mehrfachbeauftragungen einbezogen und daher
frühzeitig über entsprechende Vorhaben informiert.
So ist der Gestaltungsbeirat in den elf Jahren seines
Bestehens bei einer Vielzahl von Bauvorhaben klei-
neren oder größeren Umfangs beratend tätig gewor-
den. Die Zusammenarbeit von Beirat, Architekt und
Bauherr ist in den meisten Fällen gut und fruchtbar.
Die Beratung führt immer zu einer besseren Lösung
- oft nicht nur gestalterisch, sondern auch funktional.
Bei der Aufstellung der Bebauungspläne für die
stadtbildprägende Promenade oder bei der Umge-
staltung des Schlossparks hat der Beirat wichtige Im-
pulse zu den Festsetzungen gegeben. 

Allgemein akzeptiert Nach mehr als einer Dekade
findet die Arbeit des Gestaltungsbeirates allgemeine

NEUE BÜRGERMEISTER IN NRW

Dimitrios Axourgos

(SPD) ist neuer Bür-

germeister der Stadt

Schwerte. Der 34-

Jährige folgt auf

Heinrich Böckelühr,

der als Präsident

zur Gemeinde-

prüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen ge-

wechselt ist. Axourgos studierte Geschichte

und Sozialwissenschaften an der Ruhr-

Universität Bochum und war seit 2010

Lehrer am Friedrich-Bährens-Gymnasium in

Schwerte. Darüber hinaus engagierte sich

Axourgos früh in der Kommunalpolitik und

zog mit 21 Jahren erstmals in den Rat von

Iserlohn ein, wo er seit 2013 die SPD-Frakti-

on anführte.

Michael Beck

(CDU) ist neuer

Bürgermeister der

Stadt Heiligen-

haus. Er ist Nach-

folger von Dr. Jan

Heinisch, der als

Staatssekretär in

das NRW-Heimatministerium gewechselt

ist. Beck absolvierte eine Ausbildung im

mittleren Verwaltungsdienst der Stadt So-

lingen und hatte anschließend mehrere Po-

sitionen in der Stadtverwaltung inne. Paral-

lel dazu holte er an einer Abendschule das

Abitur nach, studierte an der Fachhochschu-

le für öffentliche Verwaltung NRW und stieg

in den gehobenen Dienst auf. Im Jahr 2004

wechselte der heute 49-Jährige als Beige-

ordneter und Stadtkämmerer nach Heiligen-

haus.

Ralf Paul Bittner

(SPD) ist neuer

Bürgermeister der

Stadt Arnsberg. Er

folgt Hans-Josef

Vogel nach, der

zum Regierungs-

präsidenten des

Regierungsbezirks Arnsberg ernannt wurde.

Nach einer Lehre zum Zahntechniker absol-

vierte Bittner eine Ausbildung bei der Polizei

und studierte danach an der Fachhochschu-

le für öffentliche Verwaltung NRW. Bei der

Polizei hatte Bittner unterschiedliche Füh-

rungsfunktionen inne. Zuletzt war der 51-

Jährige zur Verbindungsstelle der Polizei bei

der Bezirksregierung Arnsberg abgeordnet.

Bis zur Bürgermeisterwahl führte er zudem

sechs Jahre die SPD-Fraktion im Arnsberger

Rat.
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it Änderung der denkmallisten-Verordnung
vom 13. März 2015 wurde die Verpflichtung

zur führung der denkmalliste in digitaler form ge-
schaffen. diese Änderung führte zudem dazu, dass
die denkmallisten insPire-relevant wurden. denn
nach § 4 abs. 4 geodatenzugangsgesetz nrW 
(geozg nrW) unterliegen geodaten, die bei den
geodaten haltenden stellen der untersten Verwal-
tungsebene und bei den Kommunen in elektroni-
scher form vorliegen, dem geozg nrW, wenn ihre
sammlung oder Verbreitung rechtlich vorgeschrie-
ben ist. 
die Änderung der denkmallistenverordnung bringt
es daher mit sich, dass sämtliche denkmallisten der
unteren denkmalbehörden den anforderungen
nach insPire unterliegen, sobald sie digital entstan-
den oder digitalisiert worden sind. die digitale füh-
rung der denkmalliste bedeutet für die meisten
Kommunen eine erhebliche personelle und wirt-
schaftliche Mehrbelastung. 
§ 1 denkmallisten-Verordnung sieht nicht nur die di-
gitale erfassung neu einzutragender denkmaldaten
vor, sondern zudem schrittweise die digitalisierung
des altbestandes im rahmen der personellen und fi-
nanziellen ressourcen „soweit möglich“ bis zum Jahr
2020. Vorgeschrieben ist die Veröffentlichung von
eindeutiger nummerierung, Kurzbezeichnung, geo-
referenzierter lage, der beschreibung des denkmals
gegebenenfalls mit Plänen und bildern, der begrün-

dung der denkmaleigenschaft und des tags der ein-
tragung. in nrW geht es um rund 80.000 baudenk-
mäler, etwa 5.800 bodendenkmäler und mehr als
800 bewegliche denkmäler. 

Mammutaufgabe auch wenn eine homogene
elektronische führung der denkmalliste durch alle
unteren denkmalbehörden in nrW in zeiten von
open data und e-government zeitgemäß und zu-
kunftsorientiert erscheint und den Weg zu einer mo-
dernen Präsentation der nordrhein-westfälischen
denkmäler eröffnet, handelt es sich doch um eine
Mammutaufgabe, die von den Kommunen allein
nicht bewältigt werden kann. die kommunalen spit-
zenverbände haben daher seit 2015 wiederholt ge-
genüber der landesregierung deutlich gemacht, dass
das land hier in der Pflicht steht.
das frühere Ministerium für bauen, Wohnen, stadt-
entwicklung und Verkehr hat schließlich den landes-
eigenen dienstleister it.nrW mit der entwicklung 
einer software zur digitalen erfassung der daten 
der denkmallisten beauftragt. it.nrW hat ein ent-
sprechendes eingabetool mit dem namen „denkmal.
nrw“ entwickelt und bereits durch zwei untere denk-
malbehörden testen lassen. die software wird den
städten und gemeinden in Kürze kostenlos zur Ver-
fügung gestellt. die städte und gemeinden können
die erfassten daten zudem für eigene zwecke vor ort
nutzen.

Da die Erfassung von Denkmaldaten kleine Kommunen 
überfordert, unterstützt das Land die Städte und 
gemeinden mit einer zentralen Eingabe-Software und 
der regelkonformen Darstellung im Internet

M

Die Digitalisierung der
Denkmalliste

DIE AUTORIN
Anne Wellmann 
ist Hauptreferentin 
für denkmalpflege
beim städte- und
gemeindebund
nrW
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Kommunen in NRW haben zwei Mög-
lichkeiten, digitalisierte Denkmaldaten
zu speichern: auf eigenen Servern oder
auf einem neu eingerichteten Server bei
IT. NRW, in den in Kürze Daten webge-
stützt eingegeben werden können. Die
erstere Möglichkeit eignet sich für Städ-
te, die ihre Denkmalliste bereits digital
führen - schätzungsweise ein Drittel der
396 NRW-Kommunen. Die letztere ist
sinnvoll für Städte und Gemeinden, die
jetzt erst damit beginnen. Eine Schnitt-
stelle zwischen den kommunalen Denk-

INSPIRE-konforme Darstellung zugleich ist vor-
gesehen, dass die mit dieser software erstellten 
daten ohne größeren aufwand in einen insPire-kon-
formen darstellungs- und downloaddienst über-
nommen werden. das nrW-Ministerium für Heimat,
Kommunales, bau und gleichstellung (MHKbg) will
ein online-erfassungstool anbieten, in dem die von
den Kommunen eingepflegten daten in einem dar-
stellungs- und downloaddienst des landes zur Ver-
fügung gestellt werden, sodass von den städten und
gemeinden kein zusätzlicher aufwand zu betreiben
wäre. 
ebenso soll es möglich sein, denkmaldaten von Kom-
munen, die bei der digitalisierung ihrer denkmalbe-
stände bereits weit fortgeschritten sind, in diese ein-
gabemaske zu übernehmen. die Übernahme von
insPire-Verpflichtungen durch das land hat sich be-
reits in anderen sachgebieten bewährt. schließlich
bietet die aggregation von daten an einer zentralen
stelle oftmals auch für die nutzerinnen und nutzer -
etwa Privatpersonen oder die Wirtschaft - einen
Mehrwert gegenüber einer Vielzahl individueller lö-
sungen.

Erfassung von Bodendenkmälern da die erfor-
derlichen digitalen geodaten vielfach vor ort gar
nicht vorliegen, hat das MHKbg nrW im vergange-
nen Jahr fördermittel bereitgestellt für ein Projekt
zur denkmallisten- und insPire-gerechten aufarbei-

DATEN-EINGABE UND -HOSTING
mal-Datenbanken und der neuen Lan-
des-Datenbank soll noch entwickelt wer-
den. Kommunen, die das Hosting ihrer
Denkmaldaten direkt dem Land überlas-
sen, können aber die Datensätze für 
eigene Zwecke herunterladen. Die INSPI-
RE-Richtlinie verlangt, dass die Denkmal-
liste digital öffentlich einsehbar ist. Aus
Sicht der Bodendenkmalpflege gibt es
aber Fälle, in denen eine Veröffentlichung
zum Schutz des Denkmals nicht angera-
ten erscheint. In diesem Fall kann ein Da-
tensatz komplett ausgeblendet werden.

ZUR SACHE

Kommunen - hier die 
historische Altstadt von
Arnsberg - müssen die 
Liste ihrer Denkmäler 
digitalisieren und online
veröffentlichen

tung von bodendenkmaldaten im rheinland. die
Kommunal agentur nrW, eine tochtergesellschaft
des städte- und gemeindebundes nrW, führt dieses
Projekt in enger abstimmung mit dem lVr-amt für
bodendenkmalpflege im rheinland durch. 
für die digitale erfassung der rund 3.000 eingetrage-
nen bodendenkmäler im rheinland ist ein zeitraum
von zweieinhalb Jahren vorgesehen. die kommuna-
len spitzenverbände haben sich dafür eingesetzt,
dass ein vergleichbares Projekt ebenfalls mit förder-
mitteln des landes für die westfälischen bodendenk-
mäler aufgesetzt wird. ◼
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Auch kleine Kommunen in
Westfalen sollen Hilfe bei

der Digitalisierung ihrer 
Bodendenkmäler - hier die 
Großen Sloopsteine in der
Gemeinde Lotte - erhalten

Ab ins Netz 
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inige städte und gemeinden sind bei der digita-
lisierung und Veröffentlichung ihrer denkmal-

daten bereits weit fortgeschritten oder haben diese
bereits abgeschlossen. die fristgerechte digitalisie-
rung der altbestände stellt aber viele Kommunen
vor eine besondere Herausforderung, da diese zu-
meist ohne zusätzliches Personal durchgeführt wer-
den muss. 
um Kommunen zu unterstützen, welche die bear-
beitung der altdatenbestände nicht ohne Weiteres
bewältigen können, ist im Jahr 2017 das Projekt zur
denkmallisten- und insPire-gerechten aufarbei-
tung von bodendenkmaldaten im rheinland ins le-

Ein vom Land finanziertes Projekt soll vor allem kleine 
Kommunen bei der Digitalisierung und InSPIrE-gerechten
aufarbeitung der Daten von Bodendenkmälern im 
rheinland unterstützen 

E

Bodendenkmäler reichen von Fundplätzen viele Millionen Jahre alter Flora und Fauna bis hin zu Zeugnissen 
des 2. Weltkriegs in Gestalt gesprengter und überhügelter Munitionsbunker
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Hilfe bei Digitalisierung von 
Bodendenkmaldaten 

ben gerufen worden. Mit Mitteln des nrW-Ministe-
riums für Heimat, Kommunales, bau und gleichstel-
lung führt die Kommunal agentur nrW, eine toch-
tergesellschaft des städte- und gemeindebundes
nrW, das Projekt durch. dabei wird den unteren
denkmalbehörden in einem Pilotprojekt für die ein-
getragenen bodendenkmäler im zuständigkeits-
gebiet des lVr-amtes für bodendenkmalpflege im
rheinland Hilfe bei der digitalisierung der altdaten
angeboten. 
ziel ist es, die rund 3.000 bis ende 2016 in die denk-
malliste eingetragenen bodendenkmäler aus diesem
gebiet in enger zusammenarbeit mit den Kommu-
nen bis 2020 vollständig gemäß insPire-richtlinie
und denkmallistenverordnung zu erfassen und diese
informationen zu veröffentlichen.

Abgleich mit LVR-Daten bislang nehmen 65
Kommunen an dem Projekt teil. in der reihenfolge
der anmeldung werden die datenbestände dieser
Kommunen zunächst mit den bodendenkmaldaten
des lVr-amtes für bodendenkmalpflege im rhein-
land abgeglichen und vereinheitlicht. dabei ist eine
enge zusammenarbeit von Kommune, Kommunal
agentur nrW und dem lVr-amt für bodendenkmal-
pflege nötig. 

Schatz
für alle
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gerade bei den analogen, also auf Papier verzeich-
neten denkmaleinträgen liegen oft unterschiedli-
che, teils lückenhafte datensätze vor. eine beson-
dere Herausforderung stellen die angaben zur
denkmalfläche dar, denn die abgrenzung der bo-
dendenkmäler erfolgte in analogen zeiten von
Hand auf Kopien von Karten mit nennung der flur-
stücke und teilweise eintragung von grenzpunkt-
Koordinaten. doch die flurstücke sind nicht selten
in der zwischenzeit umbenannt worden. 
zudem sind die denkmäler manchmal nicht vollstän-
dig, sondern nur teilweise eingetragen, oder es wur-
den seit der eintragung Verlustflächen festgelegt, die
nicht mehr teil der denkmalfläche sind. in diesen fäl-
len sind nur die eingetragenen teilflächen als ab-
grenzung des denkmals elektronisch zu erfassen. 

Oft Personen genannt auf die Vereinheitlichung
des informationsstandes folgen die digitalisierung
und richtlinienkonforme aktualisierung der daten
in der fachsoftware des lVr-amtes für bodendenk-
malpflege im rheinland. da sich in den eintra-
gungsdokumenten der unteren denkmalbehörden
sowie in den bodendenkmalblättern des lVr-fach-
amtes, die oft den eintragungsdokumenten beilie-
gen, vielfach fotos und Karten sowie namen und
adressen von grundstücksbesitzenden finden, ist
die Veröffentlichung dieser dokumente nicht im-
mer ohne Weiteres möglich. es besteht die gefahr,
dass urheberrechte oder Persönlichkeitsrechte ver-
letzt werden sowie gegen den datenschutz versto-
ßen wird. aus diesem grund werden im rahmen
des Projektes die texte mit den charakteristischen

Merkmalen und der denkmalrechtlichen begrün-
dung digitalisiert. 
die fertig überarbeiteten datensätze werden der
unteren denkmalbehörde zur weiteren nutzung
und Veröffentlichung zur Verfügung gestellt. dies
kann in form einer excel-tabelle mit allen daten-
sätzen geschehen oder in gestalt eines Pdf-doku-
mentes, in dem die informationen eines datensat-
zes in formularform angeordnet sind. die umrisse
und Koordinaten der denkmalflächen werden ge-
sondert im dateiformat shapefile weitergegeben. 
zur richtlinienkonformen Publikation der boden-
denkmaldaten können diese auch automatisiert in
die eingabemaske des Ministeriums eingelesen und
über deren Portal veröffentlicht werden. diese
dienstleistung wird ebenfalls im rahmen des Pro-
jektes angeboten. ◼

Dr. Christiane

Schmidt ist 
angestellt bei der 
Kommunal 
Agentur NRW 

DIE AUTORIN

Weitere Informationen im Internet:

INSPIRE-Richtlinie
http://www.geoportal.rlp.de/mediawiki/
index.php/INSPIRE-Richtlinie 

Umsetzungsverordnung (EU1) Nr. 1089/2010
http://eurlex.europa.eu/LexUriServ/LexUri
Serv.do?uri=OJ:L:2010:323:0011:0102:DE:
PDF 

Umsetzungsverordnung (EU) Nr. 102/2011
http://eurlex.europa.eu/LexUriServ/Lex
UriServ.do?uri=OJ:L:2011:031:0013:0034:DE:
PDF

Denkmalschutzgesetz des Landes NRW
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_
anzeigen?v_id=5720031106092634017 

Denkmallistenverordnung NRW
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?
anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=224&bes
_id=30325&menu=1&sg=0&aufgehoben=
N&keyword=denkmalliste#det0 
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Nach INSPIRE-Richtlinie und Denkmallistenverordnung sollen 
die Bodendenkmäler mit Flächenpolygonen publiziert werden

STAATSPREIS GEHT NACH TELGTE 
ie Katholische

K i r chenge -

meinde St. Marien

in der Stadt Telgte

ist mit dem Rhei-

n i s c h - We s t f ä l i -

schen Staatspreis

für Denkmalpflege

ausgezeichnet wor-

den. Damit würdi-

gen das Land Nord-

rhein-Westfalen als

Stifter sowie der

Landschaftsverband Westfalen-Lippe und das NRW-Bauministerium als Organisatoren das

Engagement für die ehemalige Pfarrkirche St. Johannes (Foto), die durch die Initiative der

Bürgerschaft vor dem Abriss gerettet wurde. Die Johanneskirche ist Teil eines ab Mitte der

1960er-Jahre in Telgte errichteten Gemeindezentrums mit Pfarrhaus, Kindergarten und später

hinzugefügtem Gemeindehaus. 
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Mehr als 180 denkmalgeschützte
Häuser, Kapellen und sogar 
Schlösser finden sich in der 
Kernstadt und in den Ortsteilen 
von Korschenbroich  
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Der Verein „Korschenbroich unsere heimat“ setzt sich seit sieben
Jahren für den Erhalt historischer gebäude in Kernstadt sowie 
Ortsteilen ein und unterstützt die kommunale Denkmalbehörde

m beginn des Vereinslebens im Jahr 2011 stand
eine niederlage. der Korschenbroicher Hom-

melshof, ein altes gehöft aus dem Jahre 1858, sollte
abgebrochen werden. dabei hatte es zunächst nicht
danach ausgesehen. das Herrenhaus sollte erhalten
bleiben und durch eine sichtachse mit der gleichna-
migen straße verbunden werden.
die nachricht vom beschlossenen abriss war ein
schock für viele Menschen in Korschenbroich. ohne
not war die Politik vor einem investor eingeknickt
und hatte die Planung geändert, um ein zusätzliches
baugrundstück zu gewinnen - und das alte Herren-
haus sollte weichen. trotz des großen Protests in der
gemeinde war die entscheidung gefallen, die chance
zur schaffung eines blickfangs mit bezug zur ortsge-
schichte vertan. 
die vielen alten gebäude der stadt, die symbolhaft
für die ortsgeschichte Korschenbroichs stehen, hat-
ten bis dahin keine lobby. das wollten wir ändern
und gründeten den Verein „Korschenbroich unsere
Heimat“. dabei hatten wir ein ziel vor augen: die his-

A torische bausubstanz und das über Jahrhunderte ge-
wachsene ortsbild in allen stadtteilen sollten erhal-
ten bleiben. dabei haben wir nicht nur den erhalt der
baudenkmäler im blick. denn viele schützenswerte
bauwerke erfüllen zwar nicht die strengen denkmal-
kriterien, prägen aber das ortsbild an vielen stellen
ganz entscheidend. 

Pfarrhaus gerettet Kaum hatten wir uns als Verein
zusammengefunden, kam schon der nächste abriss-
antrag. der Kirchenvorstand der katholischen ge-
meinde st. andreas wollte das alte Pfarrhaus von
1858, ein stattliches fünfachsiges backsteingebäude
mit dem guten Hirten in der figurennische, abrei-
ßen. Warum, blieb ein rätsel. 
an kaum einem anderen Platz in Korschenbroich
kann man die gebaute Kirchen- und ortsgeschichte
in all ihren facetten so gut betrachten wie rund um
den Kirchplatz. gebäude aus unterschiedlichen Jahr-
hunderten und das imposante Kirchenschiff bilden
einen perfekten rahmen für den Platz. 

Anna Lambertz  

engagiert sich im
Denkmalschutz 
in der Stadt 
Korschenbroich

DIE AUTORIN

Haus 
um 

Haus

Fürsprecher alles Alten und Prägenden
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Mit unterstützung des damaligen bürgermeisters
Heinz Josef dick wurde bei der denkmalabteilung des
landschaftsverbandes rheinland (lVr) ein gutachten
in auftrag gegeben. zwar versuchte der Kirchenvor-
stand, den abrissstopp vor dem Verwaltungsgericht
zu fall zu bringen, aber das gutachten war eindeutig:
das alte Pfarrhaus muss erhalten werden.

Wachsende Akzeptanz allmählich nahm die ar-
beit des Vereins fahrt auf. für weitere bauwerke wur-
den anträge auf unterschutzstellung gestellt. auf
diese Weise konnten einige gebäude nach erfolgrei-
cher Prüfung durch den lVr vor der abrissbirne be-
wahrt werden. auch für einwohner/innen, Medien
und Politik waren die Vereinsmitglieder nicht mehr
nur „störenfriede“. allmählich veränderte sich die
Wahrnehmung der Vereinsarbeit in der Öffentlichkeit
zum Positiven. nach und nach wurde der zusammen-
schluss als bewahrer der historischen bausubstanz
in Korschenbroich akzeptiert. 
selbstredend fällt nicht jedes lVr-gutachten positiv
für den erhalt eines gebäudes aus. beispiel alte spar-
kasse: obwohl der architekt Julius stobbe diese
1934/35 mit einer sachlich strengen gliederung in

rheinischer bauweise als „zierde des ortes“ errichte-
te, durfte das gebäude laut lVr abgerissen werden.
einzig verbleibende lösung für den erhalt des bau-
werks war der erwerb durch ein Vereinsmitglied. das
hat geklappt: die folgen der behutsam durchgeführ-
ten sanierung kann man heute im Korschenbroicher
stadtkern bewundern. 

Gaststätten in Not aber es kommt noch viel arbeit
auf den Verein zu. nichts prägt das öffentliche leben
in kleinen Kommunen und landgemeinden so sehr
wie gaststätten, Kneipen und cafés. doch seit Jahren
müssen immer mehr dorfgaststätten schließen. die-
ser trend ist nicht nur bedauernswert, weil diese tra-
ditionskneipen oft in altehrwürdigen gebäuden zu-
hause sind. sie sind eben auch begegnungsstätte und
treffpunkt für alle altersgruppen und gesellschafts-
schichten der gemeinde. deren Wegfall würde im-
mense auswirkungen auf die art und Weise des zu-
sammenlebens im ländlichen raum haben. 
damit dies in Korschenbroich nicht passiert, spran-
gen Vereinsmitglieder ein, als eine historische gast-
stätte im ortszentrum nach einem brand zum ab-
bruch freigegeben wurde und in den ortsteilen Pesch

BEAUFTRAGTER FÜR DENKMALPFLEGE 
er in einem denkmalge-
schützten Haus wohnt,

kann nicht frei schalten und wal-
ten, was Renovierung und Um-
bau angeht. Die Denkmalbehörde
hat stets ein Wort mitzureden. Oft
sind aber die Entscheidungen der
Verwaltung für die betroffenen
Bürger und Bürgerinnen schwer
nachzuvollziehen. Hier kann ein/e
Beauftragte/r für Denkmalpflege
vermitteln. 
Diese ehrenamtliche Funktion ist
mit § 24 des NRW-Denkmal-
schutzgesetzes von 1980 geschaf-
fen worden. Tätig werden zumeist
Personen, die sich in der Kommune gut auskennen, etwas von Häusern,
Baugeschichte und -materialien verstehen sowie Verständnis haben für
die Sichtweise der Laien. 
Die Stadt Korschenbroich hat erstmals 2017 mit Günter Thoren einen Be-
auftragten für Denkmalschutz ernannt. Die Überlegungen dazu reichen
aber bis 2011 zurück. Damals sorgte der drohende Abriss einer Hofanlage
für Auseinandersetzungen mit der Bürgerschaft. Ziel der Verwaltung war
es, fortan die Zusammenarbeit zu verbessern und das gegenseitige Ver-
ständnis zu fördern. Denn in Korschenbroich gibt es sechs Heimatvereine
in den Ortsteilen und dazuhin seit sieben Jahren den stadtweit aktiven
Verein „Korschenbroich unsere Heimat“.

Die Entscheidung zur Ernennung
eines Denkmalschutzbeauftragten
fiel einvernehmlich, auch wenn ei-
nige Heimatvereine lieber ein Be-
ratergremium eingerichtet hätten.
Der Beauftragte soll einerseits die
Verwaltung unterstützen, indem
er frühzeitig auf Bauvorhaben hin-
weist, die Denkmalschutz-Aspek-
te berühren könnten. Andererseits
soll er Bürgern und Bürgerinnen
die Sichtweise der Unteren Denk-
malbehörde nahebringen. Das
können etwa Gründe sein, warum
ein Gebäude keinen Schutz ver-
dient, aber auch, warum ein Ge-

bäude unter Schutz gestellt werden soll. 
Zurzeit gibt es in Korschenbroich 181 eingetragene Denkmäler, darunter
prominente wie Schloss Liedberg oder Schloss Myllendonk. Der Beauf-
tragte für Denkmalschutz hat das Recht, im Bauausschuss der Stadt vor-
zutragen. Außerdem wirkt er mit bei der Ausarbeitung von Gestaltungs-
regeln für die Ortsteile. Eine materielle Unterstützung oder Aufwands-
entschädigung ist vom Gesetz her nicht vorgesehen. Allerdings kann der
Beauftragte in Korschenbroich in gewissem Umfang auf Verwaltungs-
dienstleistungen zugreifen. Für die Zusammenarbeit mit der Verwaltung
wurde gemeinsam eine Dienstanweisung erstellt, die unter anderem den
Umgang mit den Medien regelt. (mle) 

Korschenbroichs Bürgermeister Marc Venten (rechts) und der Technische
Beigeordnete Georg Onkelbach (links) gratulierten 

Günter Thoren zu seiner Ernennung als Beauftragter für Denkmalschutz
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Die ersten Vereinsmitglieder
2011 vor dem vom Abriss 
bedrohten Hommelshof 

Weitere Informationen 
im Internet:

www.denkmalliste-
korschenbroich.de
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Vorher und nachher: Mit Unterstützung des Vereins „Korschenbroich unsere Heimat“
konnte etwa das Haus Sebastianusstraße Nr. 7 denkmalgerecht saniert werden 
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sowie Herrenshoff die letzten Vereinslokale geschlos-
sen wurden. dank dieser Hilfe wurden die immobi-
lien saniert und als gaststätte wiedereröffnet. dies
sind Maßnahmen, von denen letztendlich alle profi-
tieren.

Beauftragter der Stadt im april 2017 ernannte der
rat der stadt Korschenbroich den Vereinsvorsitzen-
den günter thoren zum ehrenamtlichen denkmal-
beauftragten. in dieser funktion berät und unter-
stützt er die untere denkmalbehörde und den rat
mit seinem fachwissen. aktuell wirkt thoren an der
gestaltungssatzung für den ortskern mit, die in den
kommenden Monaten beschlossen werden soll. Mit
dieser satzung - oft kontrovers diskutiert in den gre-
mien - wird ein wichtiges etappenziel erreicht auf
dem Weg, eine balance zwischen der bewahrung
schützenswerter bauwerke und der errichtung von
neubauten zu finden. 
aktuell beschäftigen den Verein die vielen anträge
auf unterschutzstellung, die gemeinsam mit der
stadtverwaltung immer wieder auf den Weg ge-
bracht werden. dabei läuft die zusammenarbeit zwi-
schen denkmalbeauftragtem, Verein und stadt im-
mer besser. auch die akzeptanz in der bevölkerung
für diese wichtige aufgabe wächst stetig.
insgesamt ist der denkmalschutz in Korschenbroich
auf einem guten Weg. aber viele bauliche Probleme,
welche die neue gestaltungssatzung nicht abdecken
wird, liegen offen zutage. auch hierfür sind lösungen
zu finden.

Großer Siedlungsdruck Korschenbroich befindet
sich im einzugsgebiet der städte düsseldorf, Mön-
chengladbach und Krefeld. trotz der idyllischen lage
auf dem land verfügt Korschenbroich über eine gute 
infrastruktur, die eine schnelle anbindung an die
städte im umkreis ermöglicht. dieser Vorteil kann

aber auch zum risiko werden, wenn sich die Kom-
mune immer mehr in eine „schlafstadt“ für die um-
liegenden großstädte wandelt. Korschenbroich
droht durch die zunehmende Verdichtung in der in-
nenstadt viel historische bausubstanz zu verlieren.
rund um die stadt Korschenbroich gehen darüber hi-
naus immer mehr Äcker und Wiesen durch die aus-
weisung von neubaugebieten verloren. das span-
nungsfeld landwirtschaft - naturschutz - Wohnraum
stellt in den kommenden Jahren eine große Heraus-
forderung für die Politik dar. Hier geht es darum,
nachhaltige und integrative Konzepte zu erarbeiten,
die erhalt und Wandel der stadt in einklang bringen.
der Verein „Korschenbroich unsere Heimat“ unter-
stützt diesen Prozess nach Kräften und arbeitet an
lösungen mit. 
ein geschichtsträchtiger ortskern mit seinen alten
bauwerken ist zudem nicht zu unterschätzen, wenn
es um die identifikation der bürger/innen mit der
stadt geht. Viele Vereine und bruderschaften haben
jetzt schon unter fehlendem nachwuchs und man-
gelndem engagement zu leiden. reihenhäuser und
neubausiedlungen ohne charakter können gewach-
sene strukturen nicht ersetzen, wenn die stadt ihre
identität bewahren soll. ◼
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Teilnehmende des 
Freiwilligen Jahres 
in der Denkmalpflege
bei der Bauforschung
in der Krypta von 
St. Peter Zülpich

Ohne Laien wäre vieles nicht möglich
Für Menschen jeder altersstufe, die sich ehrenamtlich im 
Denkmalschutz engagieren wollen, gibt es vielfältige 
angebote - von der Jugendbauhütte bis zur Mitarbeit im
heimatverein 

iner kratzt fugen frei. die nächste zeichnet die
fenstergliederung einer fassade. Wieder jemand

anderes verfasst eine baubeschreibung für das inter-
net. es gibt viele Möglichkeiten, sich als ehrenamtlich
tätige/r in der denkmalpflege einzusetzen. Man
könnte fast sagen: ohne ehrenamtler/innen wären
überhaupt nicht so viele denkmale erhalten.
eine tragende säule der nationalen denkmalpflege
ist die deutsche stiftung denkmalschutz. obwohl
erst 1985 gegründet hat sie bereits rund 5.000 denk-
malschutz-Projekte umgesetzt und dabei rund eine
halbe Milliarde euro aufgewendet. ihre Hauptaufga-
be liegt darin, die staatliche denkmalpflege bei der
sanierung und instandsetzung erhaltenswerter ge-
bäude zu unterstützen. dabei setzt die stiftung etwa
zu gleichen teilen geld ihrer förderer sowie einnah-
men aus der lotterie „glücksspirale“ ein. 
auch wenn die Prüfung förderungswürdiger objekte
rund 20 fachleuten in der bonner stiftungszentrale
obliegt, ist die organisation in der fläche vor allem

durch ehrenamtler/innen vertreten. in 81 so genann-
ten ortskuratorien setzen sich bundesweit rund 600
freiwillige für den denkmalschutz ein. ihre aufgaben
sind vielfältig. sie reichen von der recherche bauge-
schichtlicher zusammenhänge über Kampagnen
zum erhalt oder zur unterschutzstellung von bauten
bis zur Präsentation von denkmälern, etwa am jähr-
lichen tag des offenen denkmals. 

Junge packen an fachwerk und spitzbögen sind
nicht ausschließlich sache von senioren. auch junge
leute können für den denkmalschutz begeistert wer-
den - etwa durch das Projekt Jugendbauhütte. seit
1999 können sich junge Menschen zwischen 16 und
26 Jahren auf einer der 14 Jugendbauhütten bundes-
weit verdingen. für ein Jahr lernen sie traditionelle
Handwerkstechniken wie fachwerkbau oder Mauern
mit ziegeln. daneben besuchen sie seminare zu stil-
und Materialkunde, forschungsmethoden und
grundlagen der denkmalpflege. annähernd 280 jun-

E

frei und 
willig 

FO
TO

: V
IO

LA
 B

LU
M

RI
CH

 / 
LV

R-
AD

R



22 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 4/2018

ge Menschen hatten auf diese Weise bereits gele-
genheit, sich über ihren berufswunsch im bereich
bauen oder Handwerk klar zu werden. 
Wer an einer Jugendbauhütte teilnehmen will, be-
wirbt sich um ein freiwilliges soziales Jahr in der
denkmalpflege. damit haben die jungen erwachse-
nen einen abgesicherten status, erhalten geregelten
urlaub, fortbildung und ein monatliches taschen-
geld über Kost und logis hinaus.

Unterricht einmal anders bereits in der schule
können sich Heranwachsende mit fragen des denk-
malschutzes beschäftigen. dafür hat die deutsche
stiftung denkmalschutz das Programm „denkmal
aktiv - Kulturerbe macht schule“ aufgelegt. seit be-
ginn der aktion im Jahre 2002 wurden rund 1.200
Projekte umgesetzt. einzelne schulklassen beschäf-
tigen sich ein Jahr lang mit historischen einzelbau-
ten, gebäudeensembles, gärten oder Parks. dabei
gehen sie unterschiedlichen fragen nach - etwa „Wo-
rin besteht der Wert von Kulturdenkmalen“ oder
„Was können wir dazu beitragen, dass das kulturelle
erbe mehr beachtung findet“. 
dafür erhalten die Klassen 2.000 euro pro Projekt. die
arbeit findet weitgehend außerhalb des unterrichts
statt. dabei besteht die auflage, sich fachkundige
Partner/innen zu suchen, etwa architekt(inn)en, res-
taurator(inn)en oder Museumspädagog(inn)en. selbst
wenn diese freiberuflich tätig sind, leisten sie ihren
beitrag zum schulprojekt in der regel unentgeltlich.
so entsteht quasi nebenbei ein zweig ehrenamtlicher
arbeit aus den reihen der Profis. das Programm ist so
begehrt, dass jedes Jahr mehr bewerbungen eingehen
als angenommen werden können. 

Historische Ortskerne um bei den themen für
abwechslung zu sorgen, wird für jedes schuljahr ein

neuer Kooperationspartner verpflichtet. in diesem
Jahr ist dies die arbeitsgemeinschaft Historische
stadt- und ortskerne in nrW. in der ag sind 58 histo-
rische stadt- und ortskerne in nordrhein-Westfalen
mit weitgehend erhaltenem historischem zentrum
und bemerkenswerter historischer bausubstanz zu-
sammengeschlossen. die Mitglieder haben sich zum
ziel gesetzt, ihr baukulturelles erbe zu erhalten und
im sinne einer behutsamen stadterneuerung weiter-
zuentwickeln. 
auch außerhalb des schulprojekts „denkmal aktiv“
macht sich die arbeitsgemeinschaft Historische
stadt- und ortskerne in nrW ehrenamtliche schaf-
fenskraft zunutze. dabei sind ehrenamtler/innen vor
allem als forschende und Vermittler/innen gefragt.
Wenn es darum geht, die geschichte einzelner ge-
bäude oder straßenzüge zu rekonstruieren, können
sie mehr ins detail gehen als ihre Profi-Kolleg(inn)en
und gewinnen aufgrund ihrer ortskenntnis oft wei-
tergehende informationen. bei führungen können
ehrenamtlich tätige den ensemblecharakter der in-
nenstadt anschaulich machen und dadurch Ver-
ständnis wecken für die erhaltung der einzelnen bau-
denkmäler.

Vielzahl von Vereinen breites engagement für
den denkmalschutz manifestiert sich in vielen hun-
dert Heimat- und geschichtsvereinen im land. sie er-
forschen nicht nur die Vergangenheit ihres ortes,
sondern setzen sich auch für den erhalt historischer
gebäude ein - ganz gleich, ob diese bereits unter
denkmalschutz stehen, in die denkmalliste aufge-
nommen werden oder vielleicht nicht einmal für
denkmalwürdig erachtet worden sind. 
dieses engagement kann viele formen annehmen.
am direktesten ist natürlich die sanierung oder in-
standsetzung eines alten bauernhofs oder einer al-
ten Mühle. Vorher muss allerdings der oder die ei-
gentümer/in einverstanden sein. in eine solche
sanierung fließen unzählige arbeitsstunden, privat
beschafftes Material und im günstigsten fall auch
sponsorengelder. Manchmal muss die immobilie
zuerst von Mitgliedern des Vereins aufgekauft wer-
den, da die Vorbesitzenden das alte gemäuer nicht
instand setzen, sondern nur noch loswerden wol-
len. 
ist das „alte schätzchen“ wieder hergerichtet, geht
es um die nutzung. denn schließlich muss geld er-
wirtschaftet werden, um das Haus zu erhalten. Hier-
für entwickeln die Vereine mit viel einfallsreichtum
Konzepte. zum beispiel kann eine begegnungsstätte
entstehen, eine Heimatstube mit einer lokalge-
schichtlichen sammlung oder ein Mini-Museum, das
die frühere nutzung als Mühle, schmiede oder ger-
berei vorführt. Vereinsmitglieder kümmern sich um
die sammlung, restaurieren die alten Maschinen und
führen sie vor, pflegen den internetauftritt und ma-
chen aufsichtsdienst während der Öffnungsstunden
- alles ohne bezahlung. 

Mit der Ausstellung 
„Unser Denkmal - Wir 
machen mit!“ wurde 2014
über die Möglichkeiten 
des ehrenamtlichen 
Engagements informiert
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Hilfe von Landschaftsverbänden ehrenamtlich
tätige bekommen in nordrhein-Westfalen von den
landschaftsverbänden vielfältige unterstützung -
einmal vom lVr-amt für denkmalpflege im rhein-
land sowie von der lWl-denkmalpflege, landschafts-
und baukultur in Westfalen. für die amtliche denk-
malpflege hat das engagement ehrenamtlicher eine
große bedeutung. denn nicht selten ist das eintreten
ehrenamtlicher initiativen und Vereine ausschlagge-
bend für die erhaltung von denkmälern. deren be-
harrlichem einsatz auch über Jahre hinweg - und bis-
weilen gegen den Willen von investoren - verdanken
denkmäler wie die lohmühle in duisburg, die Jahn-
Kampfbahn in solingen, der bahnhof belvedere in
Köln oder das Humberghaus in Hamminkeln-ding-
den ihren erhalt und ihre Pflege.
die landschaftsverbände sehen es durchaus als ihre
aufgabe an, ehrenamtliches engagement im denk-
malschutz zu fördern. dazu haben sie 2014 ein Ko-
operationsprojekt „unser denkmal - Wir machen
mit!“ durchgeführt. ziel war eine intensivere be-
trachtung und Würdigung der ehrenamtsarbeit. eine
im düsseldorfer landtag eröffnete Wanderausstel-
lung, in der mit kurzen Videos einzelne Projekte vor-
gestellt wurden, eine informationsbroschüre sowie
eine fachtagung dienten der Werbung für das ehren-
amt, zeigten das spektrum der tätigkeitsfelder auf
und vermittelten praktische tipps zur zusammenar-
beit mit den behörden.

100 Jahre Engagement sowohl im rheinland als
auch in Westfalen haben sich ehrenamtliche bereits
organisiert, als der staatliche denkmalschutz noch in
den Kinderschuhen steckte. so wurde 1906 der rhei-
nische Verein für denkmalpflege und landschafts-
schutz gegründet. dieser deckt das gebiet der alten
preußischen rheinprovinz ab, die im süden bis nach
trier, in den rheingau und den Westerwald reicht.
1908 folgte die gründung des lippischen Heimatbun-
des, 1915 die des Westfälischen Heimatbundes als ein-
getragener Verein. sie erhalten heute personelle und
technische unterstützung vom jeweiligen land-
schaftsverband, gewinnen aber einen großteil ihrer
Mittel aus Mitgliedsbeiträgen, spenden und Projekt-
förderung. 
den zusammenschlüssen ist eigen, dass sie das bür-
gerschaftliche engagement in der denkmalpflege
fördern wollen. dafür können sowohl Privatpersonen
als auch Vereine oder andere institutionen Mitglied
werden. zur aktiven lobbyarbeit veranstalten sie öf-
fentliche Vorträge, fortbildungen, exkursionen und
tagesseminare. daneben geben sie Publikationen
heraus, in denen neueste forschungsergebnisse aus
dem bereich denkmalpflege vorgestellt und aktuelle
gesellschaftliche diskussionen rund um Heimat und
denkmalschutz aufgegriffen werden. 
Kampagnen zum erhalt einzelner historischer ge-
bäude führen sie zwar nicht durch. dafür unterstüt-

zen sie örtliche Vereine und initiativen durch 
fachwissen und tipps zur Öffentlichkeitsarbeit. 
außerdem können sie in regional verstreut liegenden
Projekten leichter gemeinsamkeiten erkennen und
daraus für sanierung, erhalt und Wiedernutzung der
denkmäler einheitliche leitlinien entwickeln.   (mle)

Informationen im Internet

Deutsche Stiftung Denkmalschutz
www.denkmalschutz.de       
www.denkmal-aktiv.de 

Arbeitsgemeinschaft Historische Stadt- und Ortskerne NRW
www.historische-ortskerne-nrw.de/ 

LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland
www.denkmalpflege.lvr.de 

LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen
www.lwl-dlbw.de 

Arbeitsgemeinschaft Historische Stadt- und Ortskerne in NRW
www.historische-ortskerne-nrw.de/ 

Rheinischer Verein für Denkmalpflege und Landschaftsschutz
www.rheinischer-verein.de 

Westfälischer Heimatbund       
www.whb.nrw 

Lippischer Heimatbund
www.lippischer-heimatbund.de

Der Tag des 
offenen Denkmals 
bietet ehrenamtlich
Tätigen vielfältige
Möglichkeiten des
Engagements
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as bundesland nordrhein-Westfalen weist mit
seinen mehr als 6.000 sakralbauten einen um-

fangreichen und vielseitigen bestand an Kirchen auf.
diese dokumentieren mit ihren besonderen architek-
tonischen und städtebaulichen Merkmalen eine lange
und reiche bautradition - angefangen von der mittel-
alterlichen baukunst bis hin zu einem international
einmaligen inventar an nachkriegskirchen. 
diese bauwerke prägen
bis heute das bild der
städte und Quartiere und
sind teil unserer identi-
tät. außerdem bieten sie
den Menschen raum zur
ausübung ihres glau-
bens, raum für das ge-
meindeleben sowie für
andere soziale und karita-
tive zwecke. 
doch seit einigen Jahren
ist nicht nur in nordrhein-
Westfalen ein besorgnis
erregender trend erkenn-
bar: eine Häufung von
Kirchenschließungen und
sogar abriss von Kirchen-
bauten. die gründe sind
vielfältig. einerseits lässt
sich aufgrund des demo-
grafischen Wandels ein
rückgang der Kirchenmit-
glieder verzeichnen. an-
dererseits haben sich die
gewohnheiten und Prio-
ritäten bei der glaubens-
ausübung im kirchlichen
rahmen geändert. 

30 Prozent Rückgang
ein besonders extremes

Wo Kirchen für den gottesdienst nicht mehr benötigt werden, 
gibt das Projekt „Zukunft - Kirchen - räume“ rat zu den Themen 
Erhalt, anpassung und Umnutzung der betroffenen Bauten 

Den Wandel aktiv gestalten 

D beispiel für diesen abwärtstrend in nordrhein-
Westfalen stellt das bistum essen dar. dort sind in-
nerhalb von zehn Jahren rund 30 Prozent der Kir-
chen geschlossen worden. die anzahl der Kirchen
verringerte sich zwischen 2006 und 2016 von unge-
fähr 340 auf knapp 250.
analog dazu entwickelte sich die anzahl der Mit-
glieder von etwa 1,6 Mio. im Jahr 2006 auf rund

Esther U. Heckmann 
ist Projektmanagerin 
bei StadtBauKultur 
NRW

DIE AUTOREN

Tim Rieniets ist  
geschäftsführer von
stadtbauKultur nrW
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der im Jahr 1971 von dem architekten Prof. lothar Kallmeyer errichtete
skulpturale baukörper der ehemaligen evangelischen Kirche Wintgenstra-
ße besteht aus zwei ineinander gestellten sichtbetonschalen unterschiedli-
cher radien. das denkmalgeschützte Kirchengebäude blieb zwischen 2004
und 2011 ohne nutzung, bis es 2011/12 denkmalgerecht saniert und als 
Kolumbarium hergerichtet wurde. regalartige Wände zur aufnahme von
urnen sowie ein kleiner sitzbereich wurden dafür im Kirchenraum aufge-
stellt, ohne in die originalsubstanz einzugreifen oder den gebäude charak-
ter zu verändern. ebenfalls blieb die sakrale ausstattung vollständig erhal-
ten, sodass dort weiterhin gottesdienste gefeiert werden können.

BEISPIEL
DUISBURG Ehemalige evangelische Kirche und 
Gemeindezentrum Wintgensstraße: Kolumbarium 
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780.000 im Jahr 2016. nach der kirchlichen Jahres-
statistik 2016 rechnet das bistum essen mit einem
weiteren rückgang der Kirchenmitglieder auf un-
gefähr 590.000 bis zum Jahr 2035 und mit einem
noch stärkeren rückgang bei den regelmäßigen
gottesdienstteilnehmenden. Mittlerweile liegt de-
ren anteil nur noch bei knapp neun Prozent.1

da das bistum essen in der nachkriegszeit mehr
Kirchen bauen ließ, als auf lange sicht notwendig
waren, bekommt es nun die folgen des gesell-
schaftlichen Wandels besonders stark zu spüren.
daher stehen dort weitere Kirchenschließungen
bevor. aber auch andere katholische bistümer und
evangelische landeskirchen müssen dieser un-
günstigen Prognose ins auge sehen. 

Filialkirchen und Kapellen auf grundlage der
verfügbaren zahlen ist davon auszugehen, dass
langfristig schätzungsweise 25 bis 30 Prozent der
Kirchen in nordrhein-Westfalen - sprich: rund 1.500
- betroffen sind. besonders filialkirchen und Kapel-
len, die nach der Jahreserhebung 2016 des bistums
essen weit weniger genutzt werden als Pfarr- oder
gemeindekirchen, sind davon tangiert.
diese aussicht ist alarmierend. denn hier geht es um
einen baulichen bestand, der wie kein anderer die ge-
schichte und identität der hiesigen städte und ge-
meinden verkörpert. daher muss sich die zivilgesell-
schaft aktiv für den erhalt dieser bauwerke einsetzen
oder ihren Wandel aktiv gestalten, wenn sie nicht
mehr ihrem ursprünglichen zweck dienen.
inzwischen gibt es einige Projekte, die zeigen, wie
man ungenutzten Kirchen oder solchen, deren Po-
tenzial nicht vollends ausgeschöpft wird, eine zu-
kunft geben kann.2 aber der strukturelle leerstand
von Kirchen in seinem gesamten ausmaß kann
durch einzelne Projekte nicht behoben werden.
Häufig sind die betroffenen Kirchengemeinden mit
dieser aufgabe überfordert und benötigen von den
zuständigen bistümern und landeskirchen unter-
stützung. darüber hinaus gibt es zivilgesellschaft-
liche akteure und akteurinnen, die auf ihre Weise
Hilfestellung anbieten.3

Website als Informationsportal auch die 
landesinitiative stadtbauKultur nrW hat in Koope-
ration mit der architektenkammer nordrhein-
Westfalen und der ingenieurkammer-bau nord-
rhein-Westfalen sowie unter Mitwirkung der
bistümer und landeskirchen in nordrhein-Westfa-
len ein solches angebot entwickelt. ihr Projekt „zu-
kunft-Kirchen-räume“ möchte dann Hilfe anbie-

die ehemalige denkmalgeschützte Kirche st. Peter in Mönchengladbach
wurde 1933 von dem architekten clemens Holzmeister als symmetrisch-
kubisches backsteingebäude erbaut. 2007 wurde es von seiner ursprüng-
lichen nutzung entbunden und bis 2010 zu einer Kletterkirche reversibel
verändert. Hierfür wurden deckenhohe einbauwände vor die originalen
Wände gestellt und mit Klettergriffen versehen. die seitenschiffe wurden
dabei räumlich abgetrennt, die sakrale ausstattung entfernt und eingela-
gert. neben dem Kletterbereich existieren im inneren umkleiden, sanitär-
räume sowie eine gastronomie. 

BEISPIEL
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die neugotische backsteinkirche des architekten Josef Kleesattel aus dem
Jahre 1902 wurde 1956 nach den Kriegszerstörungen wiederaufgebaut und
1994 als denkmal unter schutz gestellt. 2009 entwidmet setzte das 
architekturbüro „b15 architekten“ in den Jahren 2010 bis 2011 dort das 
Konzept einer Wohnkirche um. dafür wurde von der originalsubstanz 
losgelöst eine Haus-in-Haus-Konstruktion in Holzrahmenbauweise 
eingebaut. so entstanden in den seitenschiffen, dem Querhaus und dem
chor drei bis vier geschosse mit insgesamt 23 zwei- bis Vierzimmerwoh-
nungen, öffentlich gefördert und barrierefrei. erschlossen werden die 
einbauten durch das langhausmittelschiff und der Vierung.

BEISPIEL

�https://www.bistum-essen.de/info/bistum/geschichte-und-
zahlen/zahlen-bistum-essen/

2 beste, Jörg: Kirchen geben raum – empfehlungen zur neunutzung 
von Kirchengebäuden, gelsenkirchen, 2014

3zum beispiel das europäische netzwerk zum erhalt von sakralbauten
(frh-europe.org); Kirche findet stadt (www.kirche-findet-stadt.de );
thüringen, 2.000 Kirchen (www.iba-thueringen.de )

MÖNCHENGLADBACH Ehemalige Kirche St. Peter:
Kletterkirche 

MÖNCHENGLADBACH Ehemalige Herz-Jesu-Kirche: 
Wohnkirche  
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ten, wenn die umnutzung oder anpassung einer
Kirche noch ganz am anfang steht. 
in dieser Phase ist die unsicherheit der betroffenen
und das risiko von fehlentscheidungen am größ-
ten. „zukunft-Kirchen-räume“ wendet sich daher
an alle, die ab dieser Phase beteiligt sind - allen vo-
ran an die gemeindemitglieder und Verwaltungs-
mitarbeiter /innen in den Kommunen, aber auch
an Planer/innen, investor(inn)en und interessierte
bürger/innen.
im zentrum des Projektes steht eine Website, die vo-
raussichtlich Mitte 2018 online geht. besonders da-
ran ist die bündelung umfangreicher informationen
und anregungen, die gezielt abgerufen werden kön-
nen. zum einen stehen ausgewählte Projektbeispiele
aus nordrhein-Westfalen zur Verfügung, die von an-
schaulichen fotos und einer kurzen Projektdokumen-
tation begleitet werden. daneben erhält man rele-
vante fachinformationen, unter anderem zu
Verfahrensweisen, baurecht, Kirchenrecht, denkmal-
schutz und Ähnlichem. 

Sensibilisierung der Öffentlichkeit außerdem
wird eine liste potenzieller ansprechpersonen mit
Kontaktdaten zur Verfügung gestellt, sodass ein ra-
scher Überblick über die unterschiedlichen zustän-
digkeiten möglich ist. neben der Website wird ein
beratungsangebot angestrebt, das von den betrof-
fenen Kirchengemeinden in anspruch genommen
werden kann. außerdem plant die architektenkam-
mer ein fortbildungsangebot für architekt(inn)en,
ingenieure/ingenieurinnen und andere fachlich in-
teressierte. die erste fortbildung ist für Herbst
2018 geplant.
ganz nebenbei wird das Projekt auch intensive Öf-
fentlichkeitsarbeit betreiben. denn darin liegt der
schlüssel zur bewältigung dieser großen aufgabe.
nur wenn ein bewusstsein für die bedeutung und

oher Besuch in der Stadt Altena: Bei seiner nachgeholten
Reise nach Nordrhein-Westfalen im Zuge des Amtsantritt

war Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier (Foto links) mit
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (Mitte) gemeinsam mit
Ehefrauen am 13. März 2018 zu Gast an der Lenne. Zunächst be-
sichtigte der Bundespräsident den Erlebnisaufzug zur Burg 
Altena. Dieser habe, so Bürgermeister Dr. Andreas Hollstein
(rechts), für die Stadt eine große Bedeutung, weil er jährlich mehr
als 65.000 Tourist(inn)en nach Altena locke. Nach einem Gang
durch die Innenstadt mit Besuch eines „Pop-Up-Stores“ setzten
sich Steinmeier und Laschet in der Burg Holtzbrinck mit Geflüch-
teten und ehrenamtlichen Helfer(inne)n zusammen. Letzte Station
war der Döner-Grill, in dem Bürgermeister Hollstein im November
2017 mit einem Messer angegriffen und verletzt worden war. 

BUNDESPRÄSIDENT IN ALTENA

H

FO
TO

: L
AN

D
 N

RW
 / 

M
. H

ER
M

EN
AU

 

ST
AD

TB
AU

KU
LT

U
R 

N
RW

 / 
CH

RI
ST

Ó
BA

L 
M

ÁR
Q

U
EZ

im Jahr 2007 wurde das 1957 bis 1959 von dem architekten dennis boniver
errichtete und unter denkmalschutz stehende gebäude der neuen Paulus-
kirche entwidmet. starke eingriffe in die originalsubstanz waren nötig, um
zwischen 2012 und 2014 in dem monumental wirkenden, mit bruchsteinen
verblendete baukörper ein seniorenwohn- und Pflegeheim herzustellen.
zum einbau neuer ebenen für eine viergeschossige Pflegenutzung wurden
beispielsweise die kleinen kreuzförmigen lichtöffnungen um größere 
fenster ergänzt, sodass in abstimmung mit der denkmalpflege das äußere
erscheinungsbild sowie seine städtebauliche dimension erhalten werden
konnte.

BEISPIEL
ESSEN Ehemalige Neue Pauluskirche: 
Seniorenwohneinrichtung und Pflegeheim 

die dringlichkeit dieser aufgabe geschaffen wird
und nur wenn alle kirchlichen und anderen zivilge-
sellschaftlichen akteure und akteurinnen über-
zeugt werden können, nach lösungen zu suchen,
ist sicherzustellen, dass der reiche bestand an Kir-
chen in nordrhein-Westfalen auch in zukunft die
geschichte und identität der heimischen städte
und gemeinden verkörpert. ◼
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Barbara Baltsch   

ist freie Europa-
Journalistin in 
Kerpen

DIE AUTORIN

uropa ist auf der ganzen Welt für die fülle und
Vielfalt seines Kulturerbes bekannt. gerade in zei-

ten, in denen europa durch den brexit, mangelnde
solidarität bei der Verteilung von geflüchteten sowie
nationale egoismen und separatistischen strömun-
gen in seiner substanz bedroht ist, gilt das Kulturerbe
als das verknüpfende element. diesem wendet sich
die europäische union nun mit einem eigenen the-
menjahr zu. 
„das Kulturerbe ist das Kernstück der europäischen
art zu leben. es definiert, wer wir sind, und schafft
ein gefühl der zugehörigkeit“, betonte der für Kultur
zuständige eu-Kommissar tibor navracsics bei der
eröffnung des europäischen Kulturerbe-Jahres im
dezember 2017 in Mailand. zum Kulturerbe gehörten
nicht nur literatur, Kunst und alltagsgegenstände.
„Wir begegnen ihm auch in dem Handwerk, das wir
erlernen, den geschichten, die wir erzählen, dem es-
sen, das wir genießen, und den filmen, die wir uns
ansehen“, so navracsics. 
einer eurobarometer-umfrage von dezember 2017 zu-
folge sind acht von zehn europäer/innen überzeugt,
dass das Kulturerbe nicht nur für sie persönlich, son-
dern auch für ihre gemeinschaft, ihre region, ihr land

Im Europäischen Jahr des Kulturerbes feiern Städte, 
gemeinden und regionen den kulturellen reichtum 
Europas und das gemeinsame europäische 
Erbe - auch an vielen Orten in nordrhein-Westfalen

Brückenschlag über Grenzen hinweg

und die eu als ganzes von bedeutung ist. eine große
Mehrheit ist stolz auf das Kulturerbe. und dieses soll
im rahmen des europäischen Jahres gefeiert sowie
den bürger/innen näher gebracht werden. 

Veranstaltungen und Projekte unter dem euro-
paweiten Motto „our heritage: where the past meets
the future“ wird es in den kommenden Monaten da-
zu tausende von Veranstaltungen und Projekte in
ganz europa geben. auf initiative des deutschen na-
tionalkomitees für denkmalschutz (dnK), des bun-
des, der länder und der kommunalen spitzenverbän-
de findet das themenjahr in deutschland unter dem
Motto „sharing Heritage - geteiltes erbe“ statt. 
der schwerpunkt liegt dabei auf dem baukulturellen
und archäologischen erbe und orientiert sich an der
grundidee „das europäische im lokalen entdecken“.
den konzeptionellen rahmen geben fünf leitthemen
vor: „europa: austausch und bewegung“, „europa:
grenz- und bewegungsräume“, „die europäische
stadt“, „europa: erinnern und aufbruch“ sowie
„europa: gelebtes erbe“. 
bei der feierlichen eröffnung des nationalen the-
menjahres am 8. Januar 2018 in Hamburg waren 

Das Europäische Kultur-
erbejahr soll eine Brücke
schlagen von der Vergan-
genheit über die Gegen-
wart in die Zukunft

näher als gedacht

E
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bereits rund 130 Projekte aus den bereichen denk-
malschutz, baukulturelles erbe, Museen, Kunst und
Kultur, Musik, Politik und bildung in deutschland auf
der digitalen Plattform www.sharingheritage.de des
dnK registriert. 38 Projekte werden jetzt schon vom
bund mit 3,6 Mio. euro gefördert. insgesamt stehen
7,2 Mio. euro an bundesmitteln bereit, sodass in die-
sem Jahr weitere Projekte auf unterstützung hoffen
können. förderanträge können bis ende Mai 2017 ge-
stellt werden.

NRW engagiert auch in nordrhein-Westfalen
gibt es zahlreiche Veranstaltungen und Projekte
zum europäischen Kulturerbe-Jahr. die stadt arns-
berg engagiert sich mit mehreren initiativen und
einer eigenen internetseite. unter www.arnsberg. de/
kulturerbejahr werden aktuelle Projekte in der
stadt den fünf deutschen leitthemen zugeordnet.
dazu gehören beispielsweise der Kalender „denk-
mal des Monats“, eine baukultur-app, das Kloster
Wedinghausen als ort, der „geschichte atmet und
glauben lebendig macht“, sowie mehrere statio-
nen, die an den westfälischen Pastor franz stock,
Wegbereiter der deutsch-französischen freund-
schaft, erinnern.
400 Jahre nach ausbruch des dreißigjährigen Kriegs
und 100 Jahre nach ende des ersten Weltkriegs grei-
fen die städte Münster und osnabrück das thema
frieden auf. die beiden Hauptorte des Westfälischen
friedens, deren rathäuser bereits das Kulturerbe-
siegel der europäischen union erhalten haben, be-
teiligen sich mit mehreren Projekten am themen-
jahr: eine fünfteilige friedens-ausstellung in vier
Museen in Münster, ein „labor europa“ in osnabrück
für junge Menschen aus 29 Kulturerbe-stätten
europas und die erschließung der Kulturerbe-stätte

rathaus Münster mit zeitgemäßen Medien für be-
sucher/innen.
an das ende des ersten Weltkriegs vor 100 Jahren so-
wie an ausbruch und ende des dreißigjährigen Krie-
ges 1618-48 soll ein europaweites glockenläuten er-
innern, das am internationalen friedenstag am 21.
september 2018 unter dem Motto „friede sei ihr erst
geläute“ stattfindet. das deutsche nationalkomitee
für denkmalschutz hat alle glockeneigentümer/in-
nen europas zur beteiligung aufgerufen und auch
die Kommunen um unterstützung der initiative 
gebeten.

Tag des offenen Denkmals auch der tag des offe-
nen denkmals am 9. september 2018, der zum 25.
Mal stattfindet und bei dem in nrW jährlich mehr
als 1.000 baudenkmale, Parks und archäologische
stätten besucht werden können, steht im zeichen des
Kulturerbe-Jahres. das Motto „entdecken, was uns
verbindet“ nimmt explizit bezug auf den slogan des
themenjahres in deutschland „sharing Heritage“
und soll aufzeigen, wie denkmale brücken schlagen
zwischen baustilen, regionen, Kulturen und Men-
schen. denkmaleigentümer/innen, Vereine, Verbän-
de, initiativen, denkmalbehörden und Kirchen, die
sich am tag des offenen denkmals beteiligen wollen,
können ihre Veranstaltungen bis ende Mai 2018 bei
der deutschen stiftung denkmalschutz in bonn an-
melden.
Just seit april 2017 lädt die Wanderausstellung #icea-
geeuropenow dazu ein, das eiszeitliche Kulturerbe
europas zu erkunden und herauszufinden, wie prä-
sent das eiszeitliche erbe noch ist. erste station war
im vergangenen Jahr die weltberühmte fundstelle
des neandertalers, gut 400 Meter vom heutigen ne-
andertal-Museum in der stadt Mettmann entfernt.

In der Museums-
schule Hiddenhausen

erleben Kinder und
Jugendliche Unter-

richt wie zur Zeit des
Ersten Weltkriegs 
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Das Kultur-
erbe ist das

Kernstück der 
europäischen art
zu leben. Es 
definiert, wer wir
sind, und schafft
ein gefühl der 
Zugehörigkeit
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seitdem touren die großformatigen fotografien 
faszinierender fundorte und außergewöhnlicher ob-
jekte durch ganz europa. #iceageeuropenow ist ein
Projekt des netzwerks ice age europe, dem zusam-
menschluss der bedeutendsten eiszeitlichen fund-
stellen mit Museen oder besucherzentren in europa.
unterstützt wird die Wanderausstellung auch vom
land nrW.

Stadt am Wasser in Kooperation mit der stadt Pa-
derborn richtet das netzwerk innenstadt nrW den
blick auf die entstehungsgeschichte europäischer
städte, deren entwicklung an den ufern von Wasser-
läufen begann. die tagung „Wasser in der stadt - zwi-
schen flut und erlebnis“ im april 2018 in Paderborn
beleuchtet das themenfeld Wasser in der stadt von
unterschiedlichen seiten. zugleich sollen Konzepte,
beispiele, lösungsansätze und Maßnahmen disku-
tiert werden, wie die ressource Wasser für die auf-
wertung des baukulturellen erbes und die schaffung
neuer lebensqualität in den innenstädten genutzt
werden kann.
die landesinitiative stadtbauKultur nrW und die
technische universität dortmund machen gemein-
sam mit weiteren Partnern und
unterstützern im Kulturerbe-
Jahr auf einen kulturellen schatz
aufmerksam, der häufig noch als
„schweres erbe“ gilt: die bauten
der 1950er- bis 1970er-Jahre. im
rahmen des Projekts „big beau-
tiful buildings“ soll die europäi-
sche dimension der nachkriegs-
architektur und die unterschied-
lichen strategien ihrer Weiter-
entwicklung aufgezeigt werden. schwerpunkt ist das
ruhrgebiet, wo im sommer 2018 ausgewählte bau-
werke zugänglich gemacht werden.

Blick auf Bautradition die arbeitsgemeinschaft
Historische stadt- und ortskerne in nordrhein-West-
falen hat im europäischen Kulturerbe-Jahr zwei the-
men auf ihre agenda gesetzt. unter dem Motto 
„gebaute geschichte“ wird sich eine studie mit den
unterschiedlichen bautraditionen in den historischen
stadt- und ortskernen in nrW beschäftigen. so soll
ein grundlagenkatalog entstehen, der bauliche Prin-
zipien, stadtentstehung und -entwicklung sowie 
regionaltypische besonderheiten exemplarisch er-
mittelt und beschreibt. zudem sollen bei einer fach-
tagung im oktober unter dem Motto „Vorhang auf“
zentrale fragen der belebung und bekanntheit in his-
torischen stadt- und ortskernen diskutiert werden.
im rahmen des europäischen Kulturerbe-Jahres sol-
len vor allem auch Kinder und Jugendliche für das ge-
meinsame europäische Kulturerbe und dessen erhalt
begeistert werden. neben zahlreichen schulen in
nrW, die den bundesweiten eu-Projekttag im Mai

für eine beschäftigung mit dem europäischen Kultur-
erbe nutzen, haben auch die beiden nrW-land-
schaftsverbände - der landschaftsverband Westfalen
(lWl) und der landschaftsverband rheinland (lVr) -
spezielle Projekte für junge Menschen aufgelegt.

Jugend als Zielgruppe im rahmen des Projekts
„europa in Westfalen - spurensuche im denkmalbe-
stand“ der lWl-denkmalpflege, landschafts- und
baukultur in Westfalen lernen Kinder, Jugendliche
und junge erwachsene von Mai bis november 2018 in
20 außerschulischen lernorten in Westfalen-lippe
mithilfe moderner Medien und Vermittlungsmetho-
den die grenzüberschreitende geschichte ihrer Hei-
mat kennen. 
den anfang macht die Museumsschule Hiddenhau-
sen mit einer unterrichtsstunde wie vor 100 Jahren.
eine weitere station ist im september das Kloster
bentlage in rheine, wo Kinder und Jugendliche unter
dem titel „Haben die Kreuzherren auch Pizza geges-
sen?“ der wechselhaften geschichte des Klosters
nachgehen.
das lVr-amt für denkmalpflege im rheinland betei-
ligt sich ebenfalls mit einem Projekt für Kinder und

Jugendliche am europäischen
themenjahr: „stadt - land -
burg: die Mauern von nideg-
gen“ greift das leitthema „euro-
päische stadt“ auf und wendet
sich an nidegger schülerinnen
und schüler aller Klassenstufen.
in Kooperation mit der Jugend-
bauhütte nrW-rheinland wer-
den dabei rund 400 Kinder und
Jugendliche in zwei Projektwo-

chen im april und Mai die wenig erforschte geschich-
te von nideggen wiederaufleben lassen. das Projekt
wird unterstützt von der stadt und dem geschichts-
verein nideggen, dem Kreis und dem Kreisarchiv dü-
ren sowie dem burgenmuseum nideggen. ◼

Informationen im Internet:

Europäisches Kulturerbe-Jahr
http://europa.eu/cultural-heritage/european-year-cultural-heritage_de 

Europäisches Kulturerbe-Jahr in Deutschland 
https://sharingheritage.de 

Projektseite Arnsberg
www.arnsberg.de/kulturerbejahr 

Wanderausstellung #IceAgeEuropeNow  
http://www.ice-age-europe.eu/ 

Nachkriegsarchitektur   
https://bigbeautifulbuildings.de 

�30
Projekte

7,2 Mio �
Bundesförderung

Themenjahr 
2018
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der eu-dsgVo verankert, die bund oder land noch
mit leben füllen können. darüber hinaus hat die eu-
dsgVo Vorrang vor nationalem recht. somit gelten
die deutschen datenschutzregelungen unverändert
fort, solange sie nicht der eu-dsgVo widerspre-
chen. Widersprechendes landes- oder bundesrecht
dürfen die Kommunen ab dem 25. Mai 2018 aber
nicht mehr anwenden. 

Wichtige Änderungen die Verordnung bedeutet
die größte reform des datenschutzrechts in der eu
seit ihrer gründung. die dsgVo ersetzt die daten-
schutz-richtlinie von 1995. allerdings sind die aus-
wirkungen auf die nordrhein-westfälischen städte
und gemeinden wohl geringer als auf die Kommu-
nen in anderen bundesländern oder in anderen
staaten der europäischen union. 
der grund ist, dass das datenschutzniveau in
deutschland immer schon hoch war und es durch §
32a datenschutzgesetz nrW bereits seit 2000 eine
Verpflichtung gibt, eine/n kommunale/n daten-
schutzbeauftragte/n zu bestellen. festzuhalten
bleibt aber, dass sich für die Kommunen in nrW
dennoch einige wichtige Änderungen durch die da-
tenschutz-grundverordnung ergeben, an denen
sich die arbeit in den städten und gemeinden mes-
sen lassen muss. 

ie neue eu-datenschutz-grundverordnung
(eu-dsgVo)1 ist bereits am 25. Mai 2016 in Kraft

getreten. nach ablauf der zweijährigen Übergangs-
frist ist sie ab dem 25. Mai 2018 unmittelbar an-
wendbares recht in allen Mitgliedstaaten der euro-
päischen union. das bedeutet, dass sich das
Handeln der Kommunen ab ende Mai 2018 an der
eu-dsgVo messen lassen muss. deshalb müssen
auch die städte und gemeinden in nrW ihre arbeit
an die eu-datenschutz-grundverordnung anpas-
sen. 
für wen gilt die eu-dsgVo? in sachlicher Hinsicht
trifft die eu-dsgVo alle unternehmen und öffentli-
che stellen, die mit der Verarbeitung personenbezo-
gener daten zu tun haben, und damit alle Kommu-
nen in nordrhein-Westfalen (vgl. art. 2 eu-dsgVo).
räumlich findet die datenschutz-grundverordnung
in dem gesamten gebiet der europäischen union
anwendung (vgl. art. 3 eu-dsgVo).
die eu-dsgVo ist in den Kommunen unmittelbar
anwendbares recht. dies bedeutet zum einen, dass
dafür keine umsetzungsakte erforderlich sind.
stattdessen gelten viele regelungen direkt für die
Kommunen. umsetzungsspielraum hat der eu-Ver-
ordnungsgeber dem bundes- respektive landesge-
setzgeber nur in bestimmten bereichen zugestan-
den. dafür sind so genannte Öffnungsklauseln in

ab Ende Mai 2018 müssen Städte und gemeinden das neue 
EU- Datenschutzrecht anwenden und dementsprechend 
ihren Umgang mit personenbezogenen Daten überprüfen

Folgen der EU-Datenschutz-
Grundverordnung für die Kommunen 

Dr. Cornelia Jäger 

ist Referentin für
Kommunalverfas-
sungsrecht beim
Städte- und Ge-
meindebund NRW

Die EU-Datenschutz-
Grundverordnung setzt

neue Maßstäbe für 
den Schutz personen-

bezogener Daten

�Verordnung (eu) 20�6/679 des
europäischen Parlaments und
des rates vom 27. april 20�6 zum
schutz natürlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezo-
gener daten, zum freien daten-
verkehr und zur aufhebung der
richtlinie 95/46/eg (daten-
schutz-grundverordnung).

FO
TO

: S
D

EC
O

RE
T 

- F
O

TO
LI

A

D



STÄDTE- UND GEMEINDERAT 4/2018 31

Verantwortung neu zugeordnet zunächst
kommt es zu einer Verschiebung der Verantwor-
tung. die eu- dsgVo stellt abschließend fest, wer
der jeweils Verantwortliche ist - auch bei Verstößen
gegen die eu-dsgVo. nach art. 4 nr. 7 eu-dsgVo
wird als Verantwortlicher die jeweilige natürliche
oder juristische Person, behörde, einrichtung oder
andere stelle definiert, die über zwecke und Mittel
der Verarbeitung personenbezogener daten ent-
scheidet. 
auf die städte und gemeinden übertragen bedeu-
tet dies, dass letztlich der bürgermeister oder die
bürgermeisterin dafür verantwortlich ist, dass die
Vorgaben der eu-dsgVo eingehalten werden. da-
tenschutz wird demnach zur chefsache. selbstre-
dend ist weiterhin eine delegation der aufgaben an
den oder die datenschutzbeauftragte/n möglich.
allerdings entbindet dies nicht von der jeweiligen
Verantwortlichkeit. diese ist nicht delegierbar.
als weitere Änderung durch die eu-dsgVo erhalten
alle Personen, deren daten die Kommunen verar-
beiten, mehr rechte - so genannte betroffenenrech-
te (art. 15 ff. eu-dsgVo). zum einen können sie aus-
kunft über ihre daten verlangen und gegebenenfalls
auf berichtigung oder löschung dieser daten drän-
gen - das so genannte recht auf Vergessenwerden
(art. 17 eu-dsgVo). ebenso ist es betroffenen leich-
ter möglich, bestimmten formen der Verarbeitung
ihrer daten nach art. 21 eu-dsgVo zu widerspre-
chen. 

Pflicht zum Nachweis des Weiteren müssen
Kommunen jederzeit in der lage sein, gegenüber
der aufsichtsbehörde - in nrW die landesbeauf-
tragte für datenschutz und informationsfreiheit
(ldi nrW) - nachzuweisen, dass sie datenschutz-
konform handeln (art. 24 ff. eu-dsgVo). dazu müs-
sen die städte und gemeinden anstelle von Verfah-
rensverzeichnissen - derzeit Vorgabe in § 8 dsg
nrW - so genannte Verarbeitungsverzeichnisse (art.
30 eu-dsgVo) erstellen und auf anfrage vorweisen. 
dabei handelt es sich um weiterentwickelte Verfah-
rensverzeichnisse, auf deren grundlage die öffentli-
che stelle den Überblick behält, wo innerhalb der
Kommune personenbezogene daten verarbeitet
werden. dies ist insbesondere bei automatisierten
Verfahren von besonderer relevanz. auf diesem
Wege soll sichergestellt werden, dass mit den daten
sorgsam umgegangen wird. ebenso müssen die
Kommunen Pannen bei der datenverarbeitung un-
verzüglich der jeweiligen aufsichtsbehörde melden. 
als neues instrument der risikoanalyse wird die so
genannte datenschutz-folgenabschätzung (art. 35
eu-dsgVo) eingeführt. sie ersetzt die bislang übli-
che Vorabkontrolle. eine datenschutz-folgenab-
schätzung ist immer dort erforderlich, wo in der
Kommune mit besonders sensiblen daten gearbei-
tet wird. in welchen bereichen klassischerweise ei-
ne solche analyse durchgeführt werden muss, wird

in der so genannten Positivliste der ldi nrW ver-
zeichnet, die in Kürze auf deren Homepage2 veröf-
fentlicht wird.

Neue Rolle der Aufsicht aufsichtsbehörde für
die Kommunen ist die ldi nrW. Während diese ge-
genüber der Privatwirtschaft bei Verstößen gegen
den datenschutz hohe bußgelder verhängen darf,
ist dies bei öffentlichen stellen grundsätzlich nicht
der fall (§ 33 abs. 4 dsg nrW-e). 
allerdings ist es der ldi nrW möglich, nicht daten-
schutzkonformes Handeln der Kommune in zukunft
nicht nur zu beanstanden - wie bereits jetzt nach §
24 dsg nrW erlaubt -, sondern zu unterbinden. da-
her sollten Kommunen dringend darauf hinwirken,
dass ihr Handeln den Vorgaben der neuen eu-
dsgVo entspricht.

Kommunale Datenschutzbeauftragte zu-
nächst legt die eu-dsgVo fest, dass jede Kommune
eine/n datenschutzbeauftragte/n benennen muss.
dies ist für nrW keine neuerung, da bereits § 32a
dsg nrW eine solche re-
gelung enthält. die eu-
dsgVo bestimmt wie
schon § 32a abs. 2 dsg
nrW, dass gemeinsame
datenschutzbeauftragte
für mehrere Kommunen
möglich sind. dies ist je-
weils unter berücksichti-
gung der organisations-
struktur und der größe
der Kommunen möglich
(art. 37 abs. 3 eu-dsgVo).
es kann für Kommunen
von Vorteil sein, im rah-
men interkommunaler
zusammenarbeit von der
regelung gebrauch zu
machen, um den vielfäl-
tigen aufgaben einer/eines datenschutzbeauftrag-
ten gerecht zu werden.
die eu-dsgVo hält in art. 37 fest, dass externe Per-
sonen als datenschutzbeauftragte benannt werden
können. dabei sollte die jeweilige Kommune genau
prüfen, ob ein externer, der im zweifelsfall die struk-
turen und Vorgänge in der Verwaltung nicht kennt,
diese aufgabe bewältigen kann. in der regel dürfte
eine zusammenarbeit im rahmen interkommuna-
ler zusammenarbeit eher zum ziel führen, wie es
nach § 32a abs. 1 satz 3 dsg nrW derzeit schon
möglich ist.
art. 39 eu-dsgVo benennt die aufgaben der daten-
schutzbeauftragten. diese sollen die Verantwortli-
chen unterrichten und beraten sowie die einhal-
tung der eu-dsgVo durch alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in der Kommune überwachen.
ebenso sollen sie ansprechpartner/in für betroffene

2 www.ldi.nrw.de
3 abrufbar unter www.kommunen-

in-nrw.de , rubrik fachinfo und
service/ fachgebiete/ recht,
Personal und organisation/ 
datenschutz/ eu-datenschutz-
grundverordnung

4 unterstützungsangebote durch
die ldi nrW wurden vom stgb
nrW bereits im sommer 2017
eingefordert.

 
  

ZUR SACHE

HILFESTELLUNG
FÜR KOMMUNEN 

Um die Umsetzung der EU-DSGVO vor Ort zu vereinfa-

chen, finden Mitgliedskommunen des Städte- und Ge-

meindebundes NRW im Internet des Verbandes (Mitglie-

derbereich)3 diverse Muster-Vereinbarungen, Checklis-

ten und sonstige Informationen, die von den Mitgliedern

des Arbeitskreises Datenschutz von Städtetag NRW und

Städte- und Gemeindebund NRW erstellt worden sind.

Zwischenzeitlich4 wurden auch auf der Internetseite der

LDI einige so genannte Kurzpapiere sowie gemeinsame

Thesenpapiere vom Arbeitskreis Datenschutz der Lan-

desbeauftragten und der Bundesbeauftragten für Da-

tenschutz eingestellt.

Weitere Informationen 
im Internet:

Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit  NRW    
www.ldi.nrw.de 

Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit          
www.bfdi.bund.de 
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5 bgbl. i s. 3618.
6 entwurf eines gesetzes zur anpassung des allgemeinen datenschutzrechts an die

Verordnung (eu) 2016/679 und zur umsetzung der richtlinie (eu) 2016/ 680 (lt-
drs. 17/1981), in dem bereits einige forderungen aus der stellungnahme der kom-
munalen spitzenverbände von Januar 2018 übernommen wurden.

7 Vortrag von referentin dr. cornelia Jäger mit dem titel „eu-datenschutz-grund-
verordnung und ihre auswirkungen auf die Kommunen“.

8 abrufbar unter www.ldi.nrw.de 

und aufsichtsbehörde bei allen datenschutzrechtlichen fra-
gen sein.

Überarbeitung von Gesetzen die eu-dsgVo enthält je
nach lesart rund 50 so genannte Öffnungsklauseln. an diesen
stellen hat der europäische gesetzgeber den Mitgliedstaaten
spielraum gegeben, wie sie die datenschutzvorkehrungen in
den einzelnen ländern konkret ausgestalten wollen. der bun-
desgesetzgeber hat das bundesdatenschutzgesetz (bdsg) be-
reits mit art. 10 abs. 2 des gesetzes vom 31. oktober 20175 ent-
sprechend angepasst.
auch das datenschutzgesetz nrW muss noch an die neuen
Vorgaben angepasst werden. derzeit läuft der gesetzge-
bungsprozess zum nordrhein-Westfälischen datenschutz-
anpassungs- und umsetzungsgesetz eu (nrW dsanpug-
eu).6 das neue gesetz soll ende Mai 2018 in Kraft treten.
der städte- und gemeindebund nrW hat bereits im vergan-
genen Jahr Hinweise zur umsetzung der eu-dsgVo in den
Kommunen gegeben. so führt der Verband alljährlich einen
datenschutzkongress durch, dessen jüngste sitzungen 2017
und 2018 speziell der eu-dsgVo gewidmet waren. im rah-
men der kommunalverfassungsrechtlichen symposien ende
2017 wurden konkrete Vorschläge für die umsetzung vor ort
unterbreitet, die sich auf empfehlungen des arbeitskreises
datenschutz von städtetag nrW und städte- und gemein-
debund nrW stützen.7 diese decken sich größtenteils mit
dem 9-Punkte-Plan, den die ldi nrW für öffentliche stellen
entworfen hat.8

LDI-9-Punkte-Plan dementsprechend erscheint es sinn-
voll, sich an dem 9-Punkte-Plan der ldi nrW zu orientieren.
zunächst sollten behördenleitungen und datenschutzbe-
auftragte innerhalb ihrer behörde dafür sensibilisieren, dass
sich das Handeln aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ab
dem 25. Mai 2018 an der eu-dsgVo orientieren muss. an-
schließend sollte eine bestandsanalyse vor ort durchgeführt
werden, um festzustellen, wie groß der Änderungsbedarf
durch die eu-dsgVo ist. 
dabei sollten die bestehenden Verfahrensverzeichnisse nach
§ 8 dsg nrW herangezogen und auf dieser grundlage die
datenschutzkonforme bearbeitung personenbezogener da-
ten sichergestellt werden. im nächsten schritt sollten die
rechtsgrundlagen überprüft werden, nach denen eine Verar-
beitung personenbezogener daten vor ort durchgeführt
wird.
in diesem zuge sollten auch die Verträge zur auftragsdaten-
verarbeitung überprüft und gegebenenfalls überarbeitet
werden. darüber hinaus müssen neue Melde- und benach-
richtigungspflichten organisiert, betroffenen- und informa-
tionspflichten umgesetzt sowie die dokumentation - insbe-
sondere die neuen Verarbeitungsverzeichnisse - entwickelt
und bereitgehalten werden.

Beihilfenrecht Nordrhein-Westfalen
Unterstützungsgrundsätze, Vorschussrichtlinien. Kommentar von
Karl-Heinz Mohr, Ministerialrat a. D., und Horst Sabolewski, Regie-
rungsdirektor im Finanzministerium des Landes NRW. 

111. ergänzungslieferung, stand dezember 2017, 316 seiten,
81,90 euro. loseblattausgabe: grundwerk 4.144 seiten, din a5,
in drei ordnern, 139 euro bei fortsetzungsbezug, zzgl. ergän-
zungslieferungen (299 euro bei einzelbezug). digitalausgabe:
lizenz für 1 nutzer 419 euro, 2 nutzer 730 euro, 3 nutzer 1.095
euro ( jeweils im Jahresabonnement, inkl. updates), weitere
Preise auf anfrage. isbn 978-3-7922-0153-4 (Print), isbn 978-3-
7922-0204-3 (digital), Verlag W. reckinger, siegburg

Mit der 111. ergänzungslieferung (stand dezember 2017) erfolgt
im teil b i (Kommentierung der beihilfenverordnung - bVo) eine
teilaktualisierung der erläuterungen zu den Paragrafen 4, 7 und
9 bVo nrW. im teil d (ärztliches und zahnärztliches gebühren-
recht sowie sonstige gebührenordnungen) werden die be-
schlüsse des beratungsforums für gebührenordnungsfragen
für den zahnärzt-lichen bereich sowie die ab 15. Juli 2017 gel-
tenden neuen gebührensätze für Hebammen einschließlich der
beihilfefähigen Höchstbeträge abgedruckt.

im teil i (steuer- und kindergeldrechtliche regelungen) werden
das bundeskindergeldgesetz (auszugsweise) auf den stand Juni
2017 sowie das einkommensteuergesetz (auszugsweise) auf
den stand august 2017 aktualisiert. des Weiteren wird der teil
l (rechtsprechung) um weitere entscheidungen ergänzt.
112. ergänzungslieferung, stand Januar 2018, 340 seiten, 86,90
euro. loseblattausgabe: grundwerk 4.184 seiten, din a5, in drei
ordnern, 139 euro bei fortsetzungsbezug, zzgl. ergänzungslie-
ferungen (299 euro bei einzelbezug). digitalausgabe: lizenz für
1 nutzer 419 euro, 2 nutzer 730 euro, 3 nutzer 1.095 euro ( jeweils
im Jahresabonnement, inkl. updates), weitere Preise auf anfra-
ge. isbn 978-3-7922-0153-4 (Print), isbn 978-3-7922-0204-3 (di-
gital), Verlag W. reckinger, siegburg
die beihilfenverordnung ist mit der achten Verordnung zur Än-
derung der beihilfenverordnung vom 15. dezember mit Wirkung
zum 1. Januar 2018 geändert worden. Mit der 112. ergänzungs-
lieferung (stand Januar 2018) werden im teil a (texte) des Kom-
mentars die neuen bestimmungen abgedruckt und gleichzeitig
auch im teil b (Kommentierung) in den geltenden Verordnungs-
text eingearbeitet.
die anpassung der Kommentierung erfolgt sukzessive mit den
nächsten ergänzungslieferungen des Jahres 2018. zu beachten
ist insbesondere, dass die bisherigen Hinweise zum zahnärztli-
chen gebührenrecht in erlassform nunmehr als anlage 7 aktua-
lisierter und erweiterter bestandteil der beihilfenverordnung
sind.

daneben werden im teil c (ergänzende landesvorschriften) das
Verzeichnis der analogen bewertungen (goÄ) der bundesärz-
tekammer und des zentralen Konsultationsausschusses für ge-
bührenordnungsfragen sowie im teil K (arzneimittelrichtlinien)
die anlagen i, ii und V der arzneimittelrichtlinien aktualisiert.

az.: 14.5.1-001

◼
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Denkmalrecht der Länder und 
des Bundes
Kommentierungen, Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Von Prof.
Dr. Ernst-Rainer Hönes und Wolfgang Karl Göhner, vormals heraus-
gegeben von Prof. Dr. Rudolf Stich und Dr. h. c. Wolfgang Burhenne
unter Mitwirkung von Dr. Karl-Wilhelm Porger, begründet von der
INTERPARLAMENTARISCHEN ARBEITSGEMEINSCHAFT. 2-2017, Lose-
blattwerk, 4.010 Seiten, Abonnement 108 Euro einschließlich der
1. Lieferung, 2 Ordner, ISBN: 978-3-503-02341-7; zu bestellen beim
Erich Schmidt Verlag 

eine Vielzahl von Personengruppen ist vom denkmalrecht betrof-
fen: die eigentümer eines unter schutz gestellten objekts, archi-
tekten, die mit baumaßnahmen betrauten unternehmen sowie
insbesondere die zuständigen behörden. das Handbuch ist ein
standardwerk und bietet allen mit dem denkmalrecht befassten

• eine zusammenstellung der relevanten rechtsvorschriften der
länder und des bundes,

• rechtsvorschriften und weitere Materialien des denkmalrechts
der europäischen union,

• Kommentierungen der einschlägigen nationalen und interna-
tionalen Vorschriften,

• Übereinkommen und weitere Materialien des internationalen
denkmalrechts sowie

• eine umfangreiche sammlung an urteilen zum denkmalrecht,
zum teil mit erläuterungen und anmerkungen, die stetig aktua-
lisiert wird.

das Handbuch stellt das denkmalrecht nicht isoliert, sondern in
seinen Wechselbeziehungen vor allem zum bauordnungs-, natur-
schutz-, städtebau- und fachplanungsrecht dar.

az.: 20.7.1-002/001 we

Bauträgerkauf und Baumodelle
6. Auflage 2018, von Hans-Egon Pause, 650 Seiten, kartoniert, 109
Euro, ISBN 978-3-406-69478-3, C. H. Beck-Verlag

den schwerpunkt dieser ausgabe bildet die reform des bauver-
tragsrechts, durch die der bauträgervertrag erstmals gesetzlich
in § 650t bgb normiert wurde. daneben ist das thema abnahme
des gemeinschaftseigentums vertieft dargestellt, die schnitt-
stelle zum Weg-recht ausgeweitet sowie die ausführungen zur
Mängelhaftung beim gemeinschaftseigentum völlig neu gefasst.

az.: 20.1.1.8-004/001 gr

lens von 2017 erläutert er alle entsprechenden regelungen der län-
der in einem band. die Vorteile:

• alle besonderheiten der länder auf einen blick
• erläutert die rechtsverordnungen zum tVgg
• zahlreiche Praxisanleitungen zur effektiven umsetzung der

neuregelungen
• Mit einem umfangreichen beispielteil
• berücksichtigt die bezüge zum europäischen und bundesverga-

berecht sowie zum Haushaltsrecht von bund, ländern und ge-
meinden

• enthält Mustertexte für die Verpflichtungserklärungen, neben-
bedingungen für nachunternehmer sowie die Vertragsbedin-
gungen tariftreue und Mindestlohn

az.: 20.1.1.8-004/001 gr

Kommunalverfassungsrecht 
Nordrhein-Westfalen
GO Kr0 GkG LVerb0 RVRG Kommunalwahlgesetz, Kommentare,
Texte. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, Wiesbaden, Tel. 0611-
88086-0, Fax 0611-88086-66, Internet: www.kommunalpraxis.de ,
E-Mail: Info@kommunalpraxis.de 

38. nachlieferung, september 2017, 364 seiten, 58,40 euro, ge-
samtwerk: 3.108 seiten, 149 euro

friedrich Wilhelm Held, ltd. Ministerialrat a. d. ernst becker, bei-
geordneter dr. Heinrich decker, referent beim landkreistag nord-
rhein-Westfalen dr. Markus faber, rechtsanwalt und oberstadt-
direktor a. d. roland Kirchhof, beigeordneter und stadtkämmerer
lars Martin Klieve, beigeordneter dr. franz Krämer, Ministerialrat
a. d. detlev Plückhahn, stellvertreter des Präsidenten der gemein-
deprüfungsanstalt nrW a. d. Jörg sennewald, rechtsanwalt,
oberkreisdirektor und landrat a. d. dr. rudolf Wansleben, Minis-
terialdirigent Johannes Winkel, abteilungsdirektor udo Kotzea
und Präsident der gemeindeprüfungsanstalt nordrhein-Westfa-
len Werner Haßenkamp
neben einer aktualisierung des gesetzestextes und der texte im
anhang enthält diese lieferung eine Überarbeitung der Kommen-
tierung der §§ 22, 23, 27a, 35-37, 45, 46, 50, 53, 54, 58, 62, 65, 119,
133 und 134 go nrW.

Kreisordnung für das land nordrhein-Westfalen (Kr0 nrW) 

Von rechtsanwalt und oberstadtdirektor a. d. dr. roland Kirchhof
rechtsanwalt, oberkreisdirektor und landrat a. d. dr. rudolf
Wansleben, ltd. Ministerialrat a. d. ernst becker, Ministerialrat a.d.
detlev Plückhahn, beigeordneter und stadtkämmerer lars Martin
Klieve, Ministerialdirigent Johannes Winkel, referent beim land-
kreistag nordrhein-Westfalen dr. Markus faber und erstem beige-
ordneten beim landkreistag nordrhein-Westfalen dr. Marco Kuhn
die aktualisierung der erläuterungen umfasst die §§ 1, 3, 31, 35,
41, 50-52 sowie 64 Kr0 nrW.
gesetz über den regionalverband ruhr (rVrg) von Ministerialdi-
rigent Johannes Winkel, neben einer aktualisierung des gesetzes-

Vergaberecht
Kommentar, 3. Auflage 2018 von Ziekow/Völlink, 2.396 Seiten, in Leinen
229 Euro, ISBN 978-3-406-69504-9, C. H. Beck-Verlag

der neue Kommentar bietet der Praxis eine wertvolle orientie-
rungshilfe zum neuen recht. anhand des tVgg nordrhein-Westfa-
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textes wurde die Kommentierung der §§ 11 und 12 auf den aktuel-
len stand gebracht.

39. nachlieferung, dezember 2017, 130 seiten 25,60 euro, gesamt-
werk: 3.134 seiten, 149 euro 

gemeindeordnung für das land nordrhein-Westfalen (go nrW),
von Ministerialdirigent a. d. friedrich Wilhelm Held, ltd. Ministe-
rialrat a. d. ernst becker, beigeordneter dr. Heinrich decker, refe-
rent beim landkreistag nordrhein-Westfalen dr. Markus faber,
rechtsanwalt und oberstadtdirektor a. d. roland Kirchhof, beige-
ordneter und stadtkämmerer a. d. finanzvorstand lars Martin
Klieve, beigeordneter dr. franz Krämer, Ministerialrat a. d. detlev
Plückhahn, stellvertreter des Präsidenten der gemeindeprüfungs-
anstalt nrW a. d. Jörg sennewald, rechtsanwalt, oberkreisdirek-
tor und landrat a. d. dr. rudolf Wansleben, Ministerialdirigent
Johannes Winkel, abteilungsdirektor udo Kotzea und Präsident
der gemeindeprüfungsanstalt nordrhein-Westfalen a. d. Werner
Haßenkamp

die aktualisierung der Kommentierung umfasst die §§ 101 bis 106
go nrW.

Kreisordnung für das land nordrhein-Westfalen (Kro nrW)

Von rechtsanwalt und oberstadtdirektor a. d. dr. roland Kirchhof,
rechtsanwalt, oberkreisdirektor und landrat a. d. dr. rudolf
Wansleben, ltd. Ministerialrat a. d. ernst becker, Ministerialrat a.
d. detlev Plückhahn, beigeordneter und stadtkämmerer a. d. fi-
nanzvorstand lars Martin Klieve, Ministerialdirigent Johannes
Winkel, referent beim landkreistag nordrhein-Westfalen dr. Mar-
kus faber und erstem beigeordneten beim landkreistag nord-
rhein-Westfalen dr. Marco Kuhn

Mit dieser lieferung werden die erläuterungen der §§ 12, 42 bis
45, 47, 57 bis 60 sowie 62 Kr0 nrW überarbeitet und ergänzt.

az.: 13.0.1

Straßen- und Wegegesetz des Landes
Nordrhein-Westfalen
Kommentar, 14. Nachlieferung 1 Juli 2017, 322 Seiten, 49,90 Euro,
Gesamtwerk: 1.544 Seiten, 119 Euro, begründet von Dr. Peter
Hengst, Ltd. Landesverwaltungsdirektor, fortgeführt von Regie-
rungsdirektor Joachim Majcherek, Landesbetrieb Straßenbau Nord-
rhein-Westfalen. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, Wiesbaden, Tel.
0611-880860, Fax 0 611-8808666, www.kommunalpraxis.de , E-Mail:
info@kommunalpraxis.de

die ergänzungslieferung berücksichtigt u. a. die Änderungen im
straßen- und Wegegesetz nordrhein-Westfalen zu der vollständi-
gen einbeziehung der radschnellwege und ihre gleichsetzung mit
den landesstraßen; einbezogen sind die regelungen zur nutzung
der Waldwege für den radverkehr. zudem sind die Änderungen
des landeswassergesetzes, des Hochwasserschutzes, die erforder-
liche berücksichtigung von starkregenereignissen und den rist-

Wag 2016 (richtlinien für bautechnische Maßnahmen an straßen
in Wasserschutzgebieten) eingearbeitet. Weitere rechtsentwick-
lungen wurden berücksichtigt. der anhang wurde ebenfalls auf
den aktuellen stand gebracht.

az.: 34.2

Die Verantwortung der Gemeinden und
Kreise bei der Schöffenwahl 2018
Von Hasso Lieber. 19,90 Euro, inkl. MwSt., versandkostenfrei, sofort
lieferbar, 2017, 206 Seiten, kartoniert, Format 12,8 x 19,4 cm, ISBN
978-3-8293-1340-7. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, Wiesbaden,
Tel. 0611-880860, Fax 0611-8808666, Internet: wwvv.kommunalpra-
xis.de , E-Mail: info@kommunalpraxis.de

die Verantwortung für die Wahl der (Jugend)schöffinnen und 
-schöffen liegt bei den gemeinden und Kreisen. an der schnitt-
stelle zwischen gerichtsverfassungs- und Kommunalrecht haben
sie die aufgabe, die für das amt geeigneten frauen und Männer
zu finden, die in den kommenden Jahren als gleichberechtigte
richter an den strafverfahren teilnehmen. nach qualifizierter Vor-
bereitung durch die Verwaltungen entscheiden Vertretungen und
Jugendhilfeausschüsse über die Vorschlagslisten, im schöffen-
wahlausschuss beim amtsgericht stellen die Kommunen mit sie-
ben (von neun) Vertrauenspersonen die für die Wahl der schöffen
erforderliche qualifizierte Mehrheit.
das Werk „die Verantwortung der gemeinden und Kreise bei der
schöffenwahl 2018“ beantwortet und löst alle fragen und Pro-
blemstellungen von Verwaltungsmitarbeitern, gemeindevertre-
tern, Mitgliedern der Jugendhilfeausschüsse und der Mitglieder
in den schöffenwahlausschüssen. es hilft mit Mustertexten und
formularen, die typischen fehler des Verfahrens zu vermeiden.
Hinweise zur Verantwortung der amtsinhaber setzt die am Ver-
fahren beteiligten in die lage, alle fragen der interessenten nach
den anforderungen des amtes klar und präzise zu beantworten.
die mit Wirkung zum 05.09.2017 vom deutschen bundestag be-
schlossenen Änderungen des gVg sind bereits berücksichtigt.
damit schließt die broschüre jede informationslücke, vermittelt
sicherheit im umgang mit diesem verantwortungsvollen ehren-
amt.
Hasso lieber, rechtsanwalt, staatssekretär für Justiz a. d., ehem. Prä-
sident des bundesverbandes ehrenamtlicher richterinnen und rich-
ter, gründungspräsident des europäischen netzwerks der
Vereinigungen ehrenamtlicher richter, geschäftsführender gesell-
schafter der PariJus ggmbH, führt seit 25 Jahren fortbildungen durch.

az.: 13.0.70

Europarecht für Kommunen

Daniela A. Heid. Darstellung 2017; 120 Seiten, kartoniert, Format
12,8 x 19,4 cm, ISBN 978-3-8293-1313-1, 25,90 Euro inkl. MwSt., ver-
sandkostenfrei, sofort lieferbar. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG,
Wiesbaden, Tel. 0611-880860, Fax 0611-8808666, www.kommunal-
praxis.de , E-Mail: info@kommunalpraxis.de

BÜCHER
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Kommunalpolitik und europapolitik sind unmittelbar miteinander
verwoben; rund 60 % aller kommunalrelevanten gesetze und Ver-
ordnungen werden von der europäischen union „verursacht“ und
lösen eine kommunale betroffenheit aus, entweder durch direkten
eingriff in kommunale zuständigkeiten oder indirekt, indem die
Kommunen die letztlichen adressaten der europäischen rege-
lungsgebung sind. der titel „europarecht für Kommunen“ stellt
verschiedene aspekte der kommunalen europapolitik dar und be-
leuchtet das historische und brisante spannungsfeld zwischen
europa und Kommune.
bei föderalstaaten, wie die bundesrepublik deutschland, sieht die
europäische union die Kommunen nicht direkt, sondern im Ver-
bund mit dem Mitgliedstaat bundesrepublik deutschland - und
diese ist somit ihr erster und oft einziger adressat. andererseits
sind gerade die Kommunen diejenigen, die europarecht vollziehen
und ausführen müssen und diejenigen, die am nächsten am bür-
ger agieren. lange sprach man von einer gewissen „europäischen
Kommunalblindheit“ und meinte damit vor allem die fast nicht
vorhandene institutionalisierte interessensvertretung und den
genauso minimalen einfluss auf die europapolitik seitens der
Kommunen. 
die „Kommunalblindheit“ der union und die gefühlte distanz zwi-
schen den Kommunen und der union hat sich in den letzten Jah-
ren deutlich reduziert. europäische organe haben ihre
aufmerksamkeit verstärkt auf die lokale und kommunale ebene
gelegt, vor allem deswegen, weil sie erkannt haben, dass die Kom-
munen die ausführungsinstanz europäischer Politik und rechtset-
zung sind und daher maßgeblich zu deren bürgernähe und damit
zum erfolg beitragen können. 
auf der anderen seite erkennen auch die Kommunen mehr und
mehr die notwendigkeit der europäischen dimension ihrer aufga-
benwahrnehmung für ihre erfolgreiche zukunftsfähigkeit. die dar-
stellung versteht sich als eine Handreichung für den kommunalen
Praktiker und gibt den Kommunen ein Überblick über die grund-
züge des europarechts. Prof. Judr. daniela a. Heid, Ph.d., Profes-
sorin an der Hochschule des bundes für öffentliche Verwaltung,
brühl befasst sich seit Jahren mit diesem thema.

az.: 10.0.11

HOAI Honorarordnung für
Architekten und Ingenieure
2. Auflage 2018, S. 1.004, gebunden, ISBN: 978-3-8041-5159-8, 79 Euro,
Herausgeber: Klaus Heinlein / Matthias Hilka, Wolters Kluwer Deutsch-
land GmbH

der Heinlein/Hilka kommentiert übersichtlich und in klar ver-
ständlicher sprache die regelungen der Hoai 2013. zahlreiche 
Praxistipps und anschauliche beispiele zu Honorarfragen vervoll-
ständigen die kompakte darstellung in diesem taschenkommentar.
in einem der Kommentierung vorangestellten einleitungsteil wer-
den die wichtigsten grundsätze des architekten- und ingenieur-
vertragsrechts unter berücksichtigung des zukünftigen neuen
bauvertragsrechts dargestellt. 
der leser erhält so einen Überblick über alle praxisrelevanten fra-
gestellungen im zusammenhang mit der erbringung und Honorie-

rung von architekten- und ingenieurleistungen und eine orientie-
rungshilfe für den umgang mit den teilweise nur schwer verständ-
lichen Vorschriften der Hoai. das autorenteam aus mit der Hoai
befassten Praktikern - Honorarsachverständige und rechtsan-
wälte/fachanwälte für bau- und architektenrecht - bietet größt-
möglichen Praxisbezug und aktualität.

az.: 20.1.1.8-004/001 

Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen
Kommentar, begründet von Dr. Kurt Kottenberg und Dr. Erich Rehn; fort-
geführt von Rechtsanwalt Ulrich Cronauge, Geschäftsführer a. D. im Ver-
band kommunaler Unternehmen (VKU), und Hans-Gerd von Lennep,
Geschäftsführer a. D. des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-
Westfalen; aktuell bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. Hanspeter Knirsch,
Beigeordneter a. D. und Stadtdirektor a. D., Thomas Paal, Stadtdirektor
der Stadt Münster, und Anne Wellmann, Hauptreferentin beim Städte-
und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 

45. ergänzungslieferung, stand Juni 2017, 382 seiten, 89,90 euro,
loseblattausgabe: grundwerk 2.332 seiten, din a 5, in zwei ord-
nern, 99 euro bei fortsetzungsbezug (259 euro bei einzelbezug).
digitalausgabe: einzellizenz im Jahresabonnement 179 euro (inkl.
updates), weitere Preise (Kombination Print+digital, Mehrfach-
lizenzen) auf anfrage. isbn 978-3-7922-0112-1 (Print), isbn 978-
3-7922-0164-0 (digital), Verlag W. reckinger gmbH & co. Kg, sieg-
burg, tel. 02241-93834, fax: 02241-93834-33, www.reckinger. de ,
boeke@reckinger.de

die 45. ergänzungslieferung (stand Juni 2017) folgt der leitlinie des
Kommentars, stets um möglichst hohe aktualität bemüht zu sein,
dabei aber für die schnelligkeit nicht die notwendige Qualität und
solidität zu opfern. dementsprechend werden die notwendigen ak-
tualisierungen nach der go-novelle vom 15.11.2016 (gesetz zur stär-
kung der kommunalen selbstverwaltung) eingearbeitet. die
Kommentierung des § 7 insbesondere zum bekanntmachungsver-
fahren wird ebenso aktualisiert wie die Kommentierung des § 45
aus anlass der neufassung der entschädigungsverordnung, die im
teil c in ihrer novellierten fassung einschließlich der zum 1. august
in Kraft tretenden Änderungen zu finden ist. 

die §§ 49, 51, 52 und 54 werden grundlegend überarbeitet. die ak-
tualisierungen im 8. teil betreffen vor allem fragestellungen, die
sich aus aktuellen auseinandersetzungen von Kommunen mit der
Kommunalaufsicht ergeben. die positive wirtschaftliche entwick-
lung führt trotz anhaltender finanzieller Probleme erfreulicher-
weise in immer mehr städten und gemeinden dazu, dass die
Voraussetzungen der Pflicht zur aufstellung eines Haushaltssi-
cherungskonzepts nicht mehr vorliegen. damit ist zunehmend
häufiger die frage zu beantworten, wann die Pflicht zur aufstel-
lung eines Haushaltssicherungskonzepts entfällt. die aktualisie-
rung der Kommentierung des § 76 geht ausführlich auf diese
zahlreiche Kommunen betreffende Problematik ein.

az.: 13.0.2 ◼
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Europapolitische Prioritäten der 
NRW-Landesregierung
nrW-europaminister stephan Holthoff-Pförtner hat im aus-
schuss für europa und internationales des landtages die europa-
politischen Prioritäten der landesregierung vorgestellt, die das
Kabinett zuvor beschlossen hatte. die Prioritäten orientieren sich
am arbeitsprogramm der europäischen Kommission für das Jahr
2018 und betreffen die zukunft der europäischen union, den eu-
Haushalt, den binnenmarkt für digitales, die themen energie und
arbeit, die innere sicherheit, die Migrations- und flüchtlingspoli-
tik sowie das thema engagement und Heimat für europa. Holt-
hoff-Pförtner wies zudem auf die herausragende bedeutung der
grenzüberschreitenden und interregionalen zusammenarbeit für
die landesregierung hin.

Neuer Leiter der NRW-Vertretung 
in Brüssel
Hans H. stein ist seit 1. März 2018 neuer leiter der Vertretung des
landes nordrhein-Westfalen bei der europäischen union. er hatte
diese Position bereits von 2006 bis 2011 unter der schwarz-gelben
landesregierung von Ministerpräsident Jürgen rüttgers inne. der
studierte Volkswirt begann seine berufliche laufbahn im bundes-
tagsbüro des fdP-Politikers Paul K. friedhoff, das er bis 1996 leitete.
anschließend arbeitete stein bis 2006 für die arbeitsgemeinschaft
selbstständiger unternehmer. zuletzt führte der 52-Jährige in brüs-
sel das regionalbüro europäischer und transatlantischer dialog der
friedrich naumann stiftung für die freiheit.

Erhalt zweier EU-Info-Zentren
die europe direct-informationszentren (edics) in bocholt und
dortmund können ihre arbeit nun doch fortsetzen. Wie die zen-
tren meldeten, habe die Vertretung der europäischen Kommissi-
on in deutschland mitgeteilt, dass die europäische union neben
den Mitteln für die ende 2017 bereits bewilligten 41 edics in
deutschland gelder für fünf weitere zentren bereitstelle. die eu-
ropäische Kommission hatte zunächst beschlossen, statt bisher
56 edics nur noch 41 einrichtungen in deutschland für den zeit-
raum 2018 bis 2020 zu unterstützen. Mit der aktuellen entschei-
dung steigt ihre zahl nun auf 46. in nordrhein-Westfalen gibt es
damit eu-info-zentren in aachen, bocholt, dortmund, duisburg,
düsseldorf, essen, gütersloh und steinfurt.

RegioStars Awards 2018
die generaldirektion regionalpolitik und stadtentwicklung der eu-
ropäischen Kommission sucht innovative Projekte, die durch die eu-
Kohäsions- und strukturfonds oder das instrument für Heranfüh-
rungshilfe gefördert wurden. Preise gibt es in den Kategorien
„intelligenter industrieller Wandel“, „nachhaltigkeit durch niedrige
Kohlendioxid-emissionen“, „besserer zugang zu öffentlichen dienst-
leistungen“, „bewältigung von Migrationsherausforderungen“ so-
wie „investitionen in das Kulturerbe“. teilnehmen können regio-
nale oder lokale Verwaltungsbehörden oder Projektleitungen mit

zustimmung der zuständigen behörde. bewerbungen müssen bis
15. april 2018 über ein online-formular eingereicht werden. infor-
mationen im internet unter www.regiostarsawards.eu/login.
php? lang=de .

IPZ-Europapreis 2017 nach Bocholt
das institut für europäische Partnerschaften und internationale
zusammenarbeit (iPz) hat die stadt bocholt und das lWl-indus-
triemuseum für deren Projekt „charlies choice“ mit dem iPz-eu-
ropapreis 2017 für das beste schul- und Jugendprojekt ausge-
zeichnet. unter dem
Motto „europäische
zukunft vor 100 Jah-
ren - da spielen wir
mit!“ hatten sich 17
Jugendliche aus li-
tauen, belgien und
deutschland, da-
runter auch ge-
flüchtete, anfang august 2017 mit den lebens- und arbeitsbedin-
gungen vor rund 100 Jahren beschäftigt. im Mittelpunkt des
gemeinsam entwickelten theaterstücks stand die frage „Muss
der 14-jährige charlie in der fabrik arbeiten, um seine familie fi-
nanziell zu unterstützen, oder darf er weiterhin zur schule gehen,
so wie es sich sein lehrer wünscht?“

Europäische Unternehmerregion 2019
der ausschuss der regionen sucht die europäische unternehmer-
region 2019. bewerben können sich regionen und städte in der
europäischen union, die unabhängig von größe, Wirtschaftskraft
und Kompetenzen einen herausragenden und innovativen stra-
tegieplan zur unterstützung kleiner und mittlerer unternehmen
in ihrem gebiet besitzen. aus dem einzureichenden Plan sollte
hervorgehen, dass hinter der strategie ein echtes politisches en-
gagement steht. zudem soll angegeben werden, welche institu-
tionen und akteure für die umsetzung konkreter Maßnahmen
zuständig sein werden. bewerbungen sind bis 17. april 2018 mög-
lich. informationen im internet unter http://www.cor. europa.
eu/eer .

Preis für zivilgesellschaftliches 
Engagement

zum siebten Mal vergibt der Verein Weimarer dreieck e. V. in Ko-
operation mit dem oberbürgermeister der stadt Weimar 2018
den Weimarer-dreieck-Preis für zivilgesellschaftliches engage-
ment. bewerben können sich einzelpersonen, Vereine oder insti-
tutionen, die besondere Kontakte zwischen Jugendlichen aus
frankreich, Polen und deutschland fördern. die trilateralen Pro-
jekte sollen gegenseitiges Vertrauen, gemeinsames lernen, tole-
ranz und Weltoffenheit fördern. die auszeichnung ist mit 2.000
euro dotiert. bewerbungen sind bis 30. april 2018 möglich. infor-
mationen im internet unter https://www.weimarer-dreieck.org/
temine-2018/ . ◼
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Vollverzinsung im Steuerrecht
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Höhe der Nachforderungszinsen
(§ 233a Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO) für in das Jahr 2013 fallende
Verzinsungszeiträume weder gegen den Gleichheitssatz noch gegen das Über-
maßverbot verstößt. (Orientierungssatz)

bfH, urteil vom 9. november 2017 - az.: iii r 10/16 -

Mit dem urteil wird die revision der Kläger gegen das urteil des finanzge-
richts düsseldorf vom 10. März 2016 (16 K 2976/14 ao) als unbegründet zu-
rückgewiesen. die Voraussetzungen für eine Vorlage an das bundesverfas-
sungsgericht liegen laut feststellung des bfH nicht vor.
eine Verletzung des allgemeinen gleichheitssatzes wird mit Verweis auf die
bisherige rechtsprechung (typisierungs- und Vereinfachungserfordernisse
etc.) im betreffenden fall nicht angenommen. unerheblich nach § 233a ao
sei in diesem zusammenhang, dass der Kläger im streitfall aufgrund der be-
reitstellung des zu erwartenden nachzahlungsbetrages auf einem geson-
derten bankkonto tatsächlich keinen oder nur einen geringeren zinsvorteil
erlangt habe. aus der Höhe des normierten zinssatzes lasse sich ebenfalls
keine ungleichbehandlung der Kläger im sinne des gleichheitssatzes herlei-
ten, da innerhalb der gruppe der zinspflichtigen steuerpflichtigen bei allen
betroffenen der gleiche zinssatz zugrunde gelegt werde (da bei der gruppe
der steuerpflichtigen, deren steuer in der 15-monatigen Karenzzeit richtig
festgesetzt wird, bereits dem grunde nach keine zinspflicht nach § 233a ao
bestehe). die hierzu in der literatur vertretenen auffassungen veranlassten
den senat zu keiner abweichenden beurteilung.
ferner liege in bezug auf die zinshöhe im streitfall auch kein Verstoß gegen
den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz vor. unter berücksichtigung eines ein-
schlägigen bVerfg-urteils aus dem Jahr 2009 und der entwicklung des allge-
meinen zinsniveaus im Jahr 2013 hält der bfH den vorgesehenen zinssatz
von 0,5 Prozent für jeden Monat (6 % p. a.) für verfassungsgemäß. bei der
feststellung der bandbreite der Verzinsung sei zu beachten, dass mit blick
auf die im streitzeitraum nach § 233a abs. 2 ao nicht mehr beschränkte Ver-
zinsungsdauer kein grund bestehe, allein kurzfristige anlage- oder finanzie-
rungsformen als referenz heranzuziehen. 
Weiter seien bereits bestehende einlagen und Kredite nicht außer betracht
zu lassen, da der steuerpflichtige unter umständen auch die Möglichkeit hat,
bestehende einlagen vorzeitig aufzulösen. nicht festgesetzte steueransprü-
che gegenüber dem steuerpflichtigen seien zudem regelmäßig unbesichert,
weshalb auch die zinssteigernde Wirkung fehlender sicherheiten nicht ver-
nachlässigt werden dürfe. unter berücksichtigung der diversen finanzie-
rungsalternativen ergebe sich für 2013 für die zinsen eine bandbreite von 0,15
Prozent bis 14,70 Prozent (die zinssätze hat der bfH dem Monatsbericht der
deutschen bundesbank vom März 2014 entnommen). 
zu berücksichtigen sei im konkreten fall ferner, dass im unternehmensbe-
reich vorhandenes Kapital auch für investitionen in das eigene unterneh-
men genutzt werde und dies üblicherweise vor allem dann geschehe, wenn
sich daraus eine höhere rendite erzielen lasse als im bereich der variabel
oder festverzinsten einlagen bei geldinstituten. folgerichtig hat der bfH
sich nicht der auffassung der Kläger angeschlossen, dass aufgrund des seit
2011 unter 1 Prozent gefallenen leitzinses der europäischen zentralbank der
in § 238 abs. 1 ao vorgesehene zinssatz seinen realitätsbezug verloren hat.
insbesondere sei auch nicht zu erkennen, dass sich die gesetzliche festle-
gung des anzuwendenden zinssatzes extrem dem oberen bandbreitenbe-
reich angenähert hätte (auch ohne einbeziehung der hohen Verzinsung von
Kreditkartenkrediten an private Haushalte).
der bfH hält ferner fest, dass § 238 abs. 1 satz 1 ao auch nicht bezüglich der
veränderten Möglichkeiten des edV-einsatzes gegen den Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz verstößt, selbst wenn die heutige edV-technik einen varia-
blen zinssatz bei der zinsfestsetzung berücksichtigen könnte. eine Mehr-
zahl von zinssätzen sei im Übrigen ungeeignet, den vom gesetzgeber
legitimerweise verfolgten Vereinfachungszweck zu erreichen, nämlich ge-

rade nicht nach den individuellen liquiditätsvor-
und -nachteilen zu fragen. einen anspruch auf ei-
nen erlass der zinsen hat der bfH ebenfalls ver-
neint, da es nicht auf die ursachen einer späten
oder verzögerten steuerfestsetzung ankomme.

Frist zur Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen
Die Erhebung eines Erschließungsbeitrags verstößt
nach Ablauf einer Frist von 30 Jahren gegen den
Grundsatz von Treu und Glauben, wenn sich die Vor-
teilslage durch die technische Fertigstellung der Stra-
ße bereits verwirklicht hat. (Orientierungssatz)

oVg nrW, urteil vom 24. november 2017
- az.: 15 a 1812/16 -

die beklagte stadt hatte entlang einer straße in 1983 erstmals eine straßen-
beleuchtung errichtet. die fahrbahn wurde im Jahr 1984 ausgebaut. gleich-
zeitig wurde die straßenentwässerung in form eines regenwasserkanals mit
angeschlossenen sinkkästen hergestellt. die beiderseitigen gehwege wur-
den in asphaltbeton-bauweise ausgebaut und mit randeinfassungen zu den
angrenzenden grundstücken versehen. 
es fehlten zu diesem zeitpunkt aber noch das eigentum der stadt an einzel-
nen gehwegflächen sowie einzelne randeinfassungen zwischen dem geh-
weg und den jeweiligen anliegergrundstücken. der rat der stadt beschloss
2011 den erlass einer abweichungssatzung, nach der die erschließungsanlage
abweichend von den in der erschließungsbeitragssatzung (ebs) der stadt be-
stimmten Herstellungsmerkmalen als endgültig hergestellt gelten solle. da-
raufhin wurde ein anlieger per bescheid in 2014 zur zahlung eines erschlie-
ßungsbeitrags aufgefordert. Hiergegen erhob er Klage.
das oVg kommt zu dem ergebnis, dass die erhebung des erschließungsbei-
trags gegen den allgemeinen grundsatz von treu und glauben verstoße, der
auch im abgabenrecht berücksichtigung findet. die erhebung von erschlie-
ßungsbeiträgen widerspreche dem gebot der belastungsklarheit- und -vor-
hersehbarkeit, das ausdruck von art. 2 abs. 1 gg in Verbindung mit dem ge-
bot der rechtssicherheit (art. 20 abs. 3 gg) ist. 
der senat verweist auf eine grundsatzentscheidung des bundesverfassungs-
gerichts (bVerfg), wonach einzelne gegenüber dem staat die erwartung he-
gen dürften, sich nicht mehr einer geldforderung ausgesetzt zu sehen, wenn
der berechtigte Hoheitsträger über einen längeren zeitraum seine entspre-
chende befugnis nicht wahrgenommen habe. der grundsatz der rechtssi-
cherheit gebiete es daher auch bei der erhebung von beiträgen, dass ein Vor-
teilsempfänger in zumutbarer zeit Klarheit darüber gewinnen könne, ob und
in welchem umfang er die erlangten Vorteile durch beiträge ausgleichen
müsse. 
im laufe der zeit sei eine solche unklarheit der bürgerin oder dem bürger im-
mer weniger zuzumuten (bVerfge 133, 143). das gebot der belastungsklarheit
und -vorhersehbarkeit finde nach auffassung des oVg anwendung auf alle
diesbezüglichen abzugeltenden Vorteilslagen, bei denen die entsprechenden
beiträge wegen fehlens anderweitiger Voraussetzungen nicht entstehen und
daher in der folge aufgrund der anzuwendenden Verjährungsvorschriften
auch nicht verjähren können. auf eine unterscheidung zwischen anschluss-
und erschließungsbeiträgen komme es insoweit nicht an. 
zur bestimmung des zeitraums, der nach eintritt der tatsächlichen Vorteils-
lage verstrichen sein muss, bevor von einer treuwidrigkeit auszugehen ist, sei
auf die Wertungen allgemeiner Verjährungsvorschriften zurückzugreifen. so
beträgt nach § 53 abs. 2 satz 1 VwVfg nrW die Verjährungsfrist bei einem un-
anfechtbaren Verwaltungsakt, der zur feststellung oder durchsetzung des
anspruchs eines öffentlich-rechtlichen rechtsträgers erlassen wird, 30 Jahre.
diese Wertung könne, auch wenn § 53 VwVfg nrW nicht direkt anwendbar
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sei, auch hier herangezogen werden. Maßgeblich sei vorliegend die erfül-
lung der technischen Herstellungsmerkmale, die jedenfalls im zeitpunkt
der abnahme der letzten bauleistung im Jahr 1984 eingetreten sei.

Steuerkraftermittlung im GFG 2015
Der Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen in Münster hat
die Verfassungsbeschwerden der Städte Blomberg und Münster und der Ge-
meinde Hellenthal gegen § 9 Abs. 1 des Gemeindefinanzierungsgesetzes
2015 (GFG 2015) zurückgewiesen. Dass nach dieser Vorschrift die Ausgleichs-
beträge nach dem Einheitslastenabrechnungsgesetz bei der Ermittlung der
Steuerkraft der Gemeinden berücksichtigt würden, sei verfassungsgemäß.

VerfgH nrW, urteil vom 27. februar 2018
- az.: VerfgH 17/15 -

die Verfassungsbeschwerden betrafen die berechnung der steuerkraft-
messzahl, die mit über das „ob“ und die Höhe der einer gemeinde zukom-
menden schlüsselzuweisungen entscheidet. gemäß dem gfg 2015 werden
die beträge, die städten und gemeinden nach dem einheitslastenabrech-
nungsgesetz als ausgleich dafür gezahlt worden sind, dass sie in den Jahren
2009 bis 2012 erhöhte gewerbesteuerumlagen gezahlt haben, bei der be-
stimmung ihrer steuerkraft (erhöhend) berücksichtigt. 
dadurch wurden die schlüsselzuweisungen, die die beschwerdeführer im
Jahr 2015 erhalten haben, verringert. die beschwerdeführerinnen hatten
sich darauf berufen, dass die berücksichtigung der zahlungen nach dem
einheitslastenabrechnungs- gesetz die systematik der steuerkrafterfas-
sung im gemeindefinanzierungsgesetz durchbreche und das interkom-
munale gleichbehandlungsgebot verletzt werde.
der Verfassungsgerichtshof entschied demgegenüber, dass die angegriffe-
ne regelung des § 9 abs. 1 gfg 2015 nicht das verfassungsrechtliche recht
der beschwerdeführer auf selbstverwaltung verletze. die berücksichtigung
der ausgleichsbeträge nach dem einheitslastenabrechnungsgesetz bei der
ermittlung der steuerkraft sei von dem weiten gestaltungsspielraum um-
fasst, der dem gesetzgeber bei der regelung des kommunalen finanzaus-
gleichs zukomme. eine systemwidrigkeit sei dabei nicht zu erkennen.
durch den kommunalen finanzausgleich werde die angemessene finanz-
ausstattung einer gemeinde in einem bestimmten Jahr gewährleistet. 
der gesetzgeber habe somit berücksichtigen dürfen, dass die ausgleichs-
beträge den gemeinden unstreitig im maßgeblichen referenzzeitraum für
das Haushaltsjahr 2015 zugeflossen seien. der gesetzgeber habe dabei
auch die von ihm für die bemessung der steuerkraft gewählten Maßstäbe
beachtet. die ausgleichsbeträge wiesen eine hinreichend große nähe zur
seit langem berücksichtigten gewerbesteuer auf. sie müssten auch nicht
aus anderen gründen, etwa mit blick auf die kommunale gestaltungsfrei-
heit oder mangels aussagekraft für die finanzielle situation der gemein-
den, unberücksichtigt bleiben. 
die berücksichtigung der ausgleichsbeträge bei der bemessung der steuer-
kraft verstoße schließlich auch nicht gegen das gebot interkommunaler
gleichbehandlung - insbesondere nicht deshalb, weil bei den beschwerde-
führern die anrechnung zu einer reduzierung der schlüsselzuweisungen
geführt habe, was bei gemeinden, die im Jahr 2015 keine schlüsselzuwei-
sungen erhielten, nicht habe eintreten können. 
eine ungleichbehandlung liege auch nicht deshalb vor, weil dieser nachteil
bei anderen gemeinden durch erhöhte schlüsselzuweisungen in den Jahren
2009 bis 2012 ausgeglichen werde, bei den beschwerdeführerinnen jedoch
nicht, da sie in den Jahren 2009 bis 2012 keine schlüsselzuweisungen erhal-
ten hätten. die Perspektive des kommunalen finanzausgleichs sei rein jah-
resbezogen. damit komme es auf Vor- oder nachteile in anderen Jahren
nicht an. eine jahresübergreifende abrechnung oder ein jahresübergreifen-
der ausgleich finde nicht statt.
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Letzte Zufluchtsstätten 
für gefährdete Arten

Vielfalt erhalten, natürliche Wildnis schaffen, die Selbst -
heilungskräfte der Natur wecken – das sind wichtige Grund-
sätze der BUNDstiftung. Was heißt das konkret?

Die Stiftung erwirbt Flächen, um die Natur auf genau diese
Weise zu schützen. In der Goitzsche-Wildnis bei Bitterfeld zum
Beispiel hat sie dafür gesorgt, dass aus einer rund 1.300 Hektar
großen, kargen Mondlandschaft Lebendiges erwachsen ist. 
Kristallklare Seen haben Kraniche zu Besuch, lange verschwun-
dene Gras- und Krautfluren gedeihen.

In der Hohen Garbe, direkt an der Elbe, konnte sich einer der
wenigen verbliebenen Hartholzauwälder an der Elbe halten. 
Um dieses Naturjuwel zu bewahren und zu entwickeln, erwirbt
die BUNDstiftung dort seit 2014 Flächen.

Am ehemaligen Todesstreifen zwischen den beiden deutschen
Staaten schützt der BUND seit 1989 zudem das damals so be-
nannte „Grüne Band“. Dank einer gezielten Förderung durch die
BUNDstiftung konnten sich bis dato mehr als 1.200 bedrohte
Tier- und Pflanzenarten ins Grüne Band retten.

Informieren Sie sich jetzt über Ihre Möglichkeiten
der Unterstützung. 
Ihre Ansprechpartnerin Nicole Anton ist unter 
Telefon: (0 30) 2 75 86 -461 zu erreichen. 

BUNDstiftung · Am Köllnischen Park 1 · 10179 Berlin
www.bund-stiftung.de 
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Kommunale Daseinsvorsorge  
durch optimal abgestimmte Prozesse
Nutzen Sie unsere 20-jährige Beratungserfahrung  
mit Kommunen in NRW

Kommunal Agentur NRW GmbH
Cecilienallee 59, 40474 Düsseldorf
Tel: 0 211 / 4 30 77 – 0
fax: 0 211 / 4 30 77 – 22

info@KommunalAgenturNRW.de
www.KommunalAgenturNRW.de

       


